
d:\users\renardy\appdata\local\microsoft\windows\temporary internet files\content.outlook\57qo7ps0\disclaimer_scanned_documents.docx 

 
 
 
 
 
Disclaimer: unless otherwise agreed by the Council of UPOV, only documents that have been adopted by 
the Council of UPOV and that have not been superseded can represent UPOV policies or guidance. 
 
This document has been scanned from a paper copy and may have some discrepancies from the original 
document. 
 
_____ 
 
Avertissement:  sauf si le Conseil de l’UPOV en décide autrement, seuls les documents adoptés par le 
Conseil de l’UPOV n’ayant pas été remplacés peuvent représenter les principes ou les orientations de 
l’UPOV. 
 
Ce document a été numérisé à partir d’une copie papier et peut contenir des différences avec le document 
original. 
_____ 
 
Allgemeiner Haftungsausschluß:  Sofern nicht anders vom Rat der UPOV vereinbart, geben nur Dokumente, 
die vom Rat der UPOV angenommen und nicht ersetzt wurden, Grundsätze oder eine Anleitung der UPOV 
wieder. 
 

Dieses Dokument wurde von einer Papierkopie gescannt und könnte Abweichungen vom Originaldokument 
aufweisen. 
 
_____ 
 
Descargo de responsabilidad: salvo que el Consejo de la UPOV decida de otro modo, solo se considerarán 
documentos de políticas u orientaciones de la UPOV los que hayan sido aprobados por el Consejo de la 
UPOV y no hayan sido reemplazados. 
 
Este documento ha sido escaneado a partir de una copia en papel y puede que existan divergencias en 
relación con el documento original. 
 
 
 
 
 



C UPOV) 
CAJ/34/3 2 1 7 
ORIGINAL : englisch 

DATUM : 7. Oktober 1994 

INTERNATIONALER VERBANO ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZUCHTUNGEN 

GENF 

VERWALTUNGS- UNO RECHTSAUSSCHUSS 

Vierunddreissigste Tagung 

Gent, 7. und 8. November 1994 

DAS UEBEREINKOMMEH UEBER TRIPS UND DER SORTEHSCBUTZ 

Vom Verbandsburo erstelltes Dokument 

I. Kesentliche Fragen in bezug auf den Schutz von Pflanzensorten 

1. Die Schlussakte, welche die Ergebnisse der - unter den Vertragsparteien 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) gefUhrten - Multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde umfasst, wurde am 15. April 1994 in 
Marrakesch angenommen. 

2. Die Schlussakte von Marrakesch enthalt ein Uebereinkommen zur Errichtung 
der Welthandelsorganisation (nachstehend als das "WTO-Uebereinkommen" bzw. die 
"WTO" bezeichnet). Sie enthalt ferner ein Uebereinkommen Uber handelsbezogene 
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend als das "Uebereinkommen 
uber TRIPS" bezeichnet). Die Wortlaute des WTO-Uebereinkommens und der rele­
vanten Abschnitte des Uebereinkommens Uber TRIPS sind in der Anlage zu diesem 
Dokument wiedergegeben. Das Uebereinkommen uber TRIPS ist ein Bestandteil des 
WTO-Uebereinkommens und fur alle Mitglieder verbindlich ( siehe WTO-Ueberein­
kommen, Artikel II Absatz 2). 

3. Teil I des Uebereinkommens Uber TRIPS enthalt Allgemeine Bestimmungen und 
Grundprinzipien und legt in Artikel 1 Absatz 2 fest, dass der Begriff "geisti­
ges Eigentum" "im Sinne des Uebereinkommens alle Arten des geistigen Eigentums 
umfasst, die Gegenstand der Abschnitte 1 bis 7 des Teils II [des Uebereinkom­
mens] sind". Die Gegenstande der Abschni tte 1 bis 7 von Teil II sind Urheber­
recht und verwandte Schutzrechte, Marken, geographische Angaben, gewerbliche 
Muster und Madelle, Patente, Layout-Designs (Topographien) integrierter Schalt­
kreise bzw. der Schutz nicht offenbarter Informationen. In bezug auf den Schutz 
von Pflanzensorten ist kein Abschnitt vorhanden. 
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4. Abschnitt 5 des Uebereinkommens bezieht sich auf Patente und sieht in 
Artikel 27 Absatz 1 vor, dass "Patente fur Erfindungen auf allen Gebieten der 
Technik erhaltlich sind, sowohl fur Erzeugnisse als auch fur Verfahren ••• " 
Artikel 27 Absatz 3 sieht demgegeniiber vor, dass Mi tglieder der WTO "von der 
Patentierbarkeit .•• ausschliessen konnen: 

a) 

b) Pflanzen und Tiere, mit Ausnahme von Mikroorganismen, und im 
wesentlichen biologische Verfahren fur die Zuchtung von Pflan­
zen oder Tieren mit Ausnahme von nicht-biologischen und mikro­
biologischen Verfahren. Die Mitglieder sehen jedoch den Schutz 
von Pflanzensorten entweder durch Patente oder durch ein wirk­
sames System sui generis oder durch eine Kombination beider 
vor. Die Bestimmungen dieses Buchstabens werden vier Jahre 
nach dem Inkrafttreten des WTO-Uebereinkommens iiberpruft." 

5. Es stellt sich die Frage, ob das Erfordernis in dem Abschnitt betreffend 
Patente fur "den Schutz von Pflanzensorten entweder durch Patente oder durch 
ein wirksames System sui generis oder durch eine Kombination beider" zur Folge 
hat, dass solche Systeme sui generis unter "alle Arten des geistigen Eigentums 
... , die Gegenstand der Abschnitte 1 bis 7 des Teils II sind", d. h. unter die 
Definition des geistigen Eigentums von Artikel 1 fallen. 

6. Einerseits kann gesagt werden, dass das Uebereinkommen iiber TRIPS vor 
allem bezweckt, die Arten des geistigen Eigentums zu behandeln, denen die Ab­
schnitte in Teil II jeweils gewidmet sind; wann immer angebracht, wird auf ein­
schlagige internationale Vereinbarungen uber geistiges Eigentum verwiesen, wo­
bei auffallt, dass Verweise auf das UPOV-Uebereinkommen fehlen. Andererseits 
ware es fur das Uebereinkommen iiber TRIPS nicht normal, eine Norm ("das Erfor­
dernis eines wirksamen Systems sui generis") in bezug auf den Schutz von 
Pflanzensorten aufzustellen, aber den Schutz von Pflanzensorten nicht als eine 
Form des geistigen Eigentums fur die Zwecke des Uebereinkommens im Sinne der 
Allgemeinen Bestimmungen und Grundprinzipien von Teil I und der Bestimmungen 
der Teile III bis VII des Uebereinkommens zu betrachten. 

7. Die Anwendung der Allgemeinen Bestimmungen des Uebereinkommens uber TRIPS 
auf das Schutzsystem fur Pflanzensorten von Mitgliedstaaten hatte u. a. die 
folgenden Wirkungen: 

i) Sie wurde von den Verbandsstaaten der UPOV (die vermutlich alle Mit­
glieder der WTO werden) erfordern, dass sie ihre nationalen Gesetze zum Schutz 
von Pflanzensorten in bezug auf die Vereinbarkeit mit den Bestimmungen des 
Uebereinkommens iiber TRIPS iiberprufen, und 

ii) sie konnte zum Ergebnis haben, dass der Rat fur handelsbezogene Aspekte 
der Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend als "der Rat fur TRIPS" be­
zeichnet) zu einem Forum fur die Prufung von Fragen wiirde, die den Schutz von 
Pflanzensorten betreffen. 

8. Die folgenden Beispiele sind mogliche Konsequenzen der Anwendbarkeit des 
Uebereinkommens iiber TRIPS auf die Gesetze von Verbandsstaaten der UPOV: 

i) Die Bestimmungen fur die Inlanderbehandlung von Artikel 3 Absatz 3 der 
Akte von 1978 sehen Inlanderbehandlung fur alle Verbandsstaaten vor und erlau­
ben Gegenseitigkeit. Artikel 3 des Uebereinkommens iiber TRIPS wiirde Inlander­
behandlung fur Angehorige aller Mitglieder der WTO verlangen und keine Gegen­
seitigkeit erlauben. 
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ii) Die Bestimmungen bezuglich der Meistbegunstigungsbehandlung von Arti­
kel 4 des Uebereinkommens Uber TRIPS waren anwendbar. 

iii) Artikel 27 verlangt von Mitgliedern der WTO, den Schutz von Pflanzen­
sorten entweder durch Patente oder durch ein wirksames System sui qeneris oder 
durch eine Kombination beider vorzusehen. Es ist denkbar, dass die folgenden 
Fragen aufgeworfen werden konnten: 

a) Kann ein System, das nur fur eine begrenzte Anzahl von Pflanzengat­
tungen und -arten Schutz vorsieht, als ein "wirksames" System gelten? 

b) Welche Bedeutung haben "Pflanze" und "Mikroorganismus" in Artikel 27? 

c) Kann ein System, das nur die Bedingungen der Akte von 1978 erfullt, 
angesichts der Tatsache, dass diese Akte Verbandsstaaten erlaubt, eine 
begrenzte Zahl von Pflanzengattungen und -arten zu schutzen und die An­
wendung der Inlanderbehandlung durch das Gegenseitigkeitsprinzip einzu­
schranken, als ein wirksames System sui generis betrachtet werden? 

d) Welche Absicht liegt dem letzten Satz in Artikel 27 Absatz 3 Buch­
stabe b zugrunde, der vorsieht: "Die Bestimmungen dieses Buchstabens wer­
den vier Jahre nach dem Inkrafttreten des WTO-Uebereinkommens Uberpruft"? 
Welche Konsequenz wird sich aus der Verwirklichung dieser Absicht ergeben? 

9. Es sollte nicht Ubersehen werden, dass selbst, wenn die Allgemeinen Be­
stimmungen des Uebereinkommens Uber TRIPS als nicht anwendbar als solche auf 
UPOV-Systeme von Mitgliedstaaten der WTO betrachtet werden sollten, die Ver­
pflichtung von Artikel 27 noch immer fur Mitgliedstaaten der WTO verbindlich 
und der Ueberwachung durch die WTO und ihre Organe unterworfen waren ( siehe 
Absatz 15). 

II. Die UPOV und NTO-Organe 

10. Eines der Organe der WTO ist der Allgemeine Rat, der sich aus Vertretern 
aller Mitglieder der WTO zusammensetzen wird. Ein anderes Organ der WTO wird 
der Rat fur TRIPS sein, der unter der allgemeinen Leitung des Allgemeinen Rates 
arbeiten wird und dessen Aufgabe sein wird, "die Wirkungsweise des Ueberein­
kommens Uber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums zu 
Uberwachen", d. h. des Uebereinkommens Uber TRIPS (WTO-Uebereinkommen, Arti­
kel IV Absatz 5). 

11. Die WTO wird ein Sekretariat haben. 

12. Zur Zeit der Abfassung dieses Dokuments waren weder das WTO-Uebereinkommen 
noch das Uebereinkommen Uber TRIPS in Kraft. Es wird aber erwartet, dass beide 
bald, d. h. wahrscheinlich im Jahre 1995, in Kraft treten. Dann werden der 
Allgemeine Rat, der Rat fur TRIPS (in dem Vertreter aller Mitglieder der WTO 
Mitglied werden konnen) sowie das WTO-Sekretariat erstellt werden und ihre 
Arbeit aufnehmen. Inzwischen arbeitet ein Vorbereitender Ausschuss fur die WTO 
mit verschiedenen Unterausschussen. Eine seiner Aufgaben ist, dem Allgemeinen 
Rat (nachdem er existiert) Empfehlungen "hinsichtlich geeigneter Vorkehrungen 
in bezug auf Beziehungen mit anderen Organisationen zu machen, auf die Arti­
kel V des WTO-Uebereinkommens verweist" (Entscheidung Uber die Einsetzung des 
Vorbereitenden Ausschusses fur die Welthandelsorganisation vom 14. April 1994, 
Absatz 8 Buchstabe b Nummer iii). 

13. Die Praambel des Uebereinkommens Uber TRIPS stellt u. a. fest, dass' die 
Mitglieder wnschen, "eine der gegenseitigen Unterstutzung dienende Beziehung 
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zwischen der Welthandelsorganisation und der Weltorganisation fur geistiges 
Eigenturn ( "WIPO") sowie anderen einschlagigen internationalen Organisationen 
aufzubauen" (Unterstreichung hinzugefugt). 

14. Der Genera1direktor der WIPO hat (in Dokurnent WO/GA/XV/2, mit dem Titel 
"WIPO and the WTO and TRIPS Agreements") der Genera1versammlung der WIPO, die 
vom 26. September bis 4. Oktober 1994 zusammentritt, vorgeschlagen, zu erkla­
ren, dass auch die WIPO den Wunsch hegt, eine der gegenseitigen Unterstutzung 
dienende Beziehung zwischen der WIPO und der WTO aufzubauen. 

15. Artikel V Absatz 1 des WTO-Uebereinkommens sieht vor: "Der Allgemeine Rat 
trifft geeignete Vorkehrungen zur wirksamen Zusammenarbeit mit anderen zwi­
schenstaatlichen Organisationen, deren Aufgaben mit denen der WTO im Zusammen­
hang stehen" (Unterstreichung hinzugefugt). Das zuvor erwahnte Dokurnent stellt 
fest, dass in bezug auf geistiges Eigenturn die WIPO unter die genannte Kate­
gorie von Organisationen zu fallen scheint und dass der Generaldirektor der 
WIPO die Initiative der (entweder vorbereitenden oder definitiven) WTO-Organe 
erwartet, urn Vorkehrungen zur wirksamen Zusammenarbeit zwischen der WIPO und 
der WTO zu erortern. Er schlagt vor, der Generalversammlung der WIPO zu gege­
bener Zeit Bericht Uber diese Diskussionen zu erstatten und letztere urn Zu­
stimmung zu den so erorterten Vorkehrungen zu ersuchen. 

16. Artikel 68 des Uebereinkommens Uber TRIPS sieht vor, dass der Rat fur 
TRIPS i) "die Wirkungsweise dieses (TRIPS-] Uebereinkommens und insbesondere 
die Erfullung der hieraus erwachsenden Verpflichtungen durch die Mitglieder 
Uberwacht", ii) "den Mitgliedern Gelegenheit zu Konsultationen Uber Angelegen­
heiten im Zusammenhang mit den handelsbezogenen Aspekten der Rechte des geisti­
gen Eigenturns bietet", iii) "die sonstigen Obliegenheiten wahrnimmt, die ihm 
von den Mitgliedern Ubertragen werden" und iv) "insbesondere jede von ihnen 
angeforderte Unterstutzung im Rahmen der Streitbeilegung bietet". 

17. Artikel 68 des Uebereinkommens Uber TRIPS enthalt zudem den folgenden 
Satz: "Der Rat fur TRIPS ist befugt, bei der Auslibung seiner Aufgaben jede 
Stelle, die er fur geeignet halt, zu konsultieren und von dort Informationen 
einzuholen." 

18. Das Sekretariat des GATT ist als Beobachter an den Ratstagungen der UPOV 
vertreten, und das Verbandsburo pflegt inoffizielle Kontakte mit dem GATT­
Sekretariat. Es darf vernunftigerweise vermutet werden, dass diese Beziehungen 
zu gegebener Zeit von der WTO Ubernommen werden. In welchem Ausmass es fur das 
Verbandsburo notwendig oder wlinschenswert ist, den Aufbau formellerer Bezie­
hungen - ahnlich denjenigen, die die WIPO mit dem Sekretariat der WTO und dem 
Rat fur TRIPS aufbauen konnte - anzustreben, wird zurn Teil davon abhangen, ob 
Systeme sui generis fur den Schutz von Pflanzensorten als "geistiges Eigenturn" 
fur die Zwecke des Uebereinkommens Uber TRIPS angesehen werden oder nicht. 

19. Der Verwal tungs- und Rechtsaus 
schuss wird gebeten, die folgenden Fra­
gen zu prufen: 

i) ob UPOV-Sortenschutzsysteme als 
unter die Definition von "geistiges 
Eigenturn" fallend gelten sollten, welche 
fur die Zwecke des Uebereinkommens uber 
TRIPS erstellt wurde; 
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ii) die Konsequenzen fur Verbandsstaa­
ten der UPOV, falls UPOV-Sortenschutz­
systeme als unter die genannte Defini­
tion fallend gelten sollten; 

iii) die Konsequenzen des Vorhanden­
seins von Artikel 27 in bezug auf Pflan 
zensorten im Uebereinkommen liber TRIPS 
fur Verbandsstaaten der UPOV, falls 
UPOV-Sortenschutzsysteme als nicht unter 
die genannte Definition fallend gelten 
sollten; 

iv) soweit angebracht, dem Beratenden 
Ausschuss zu empfehlen, den General­
sekretar aufzufordern, mit dem Sekreta­
riat des GATT und dem Vorbereitenden 
Ausschuss der WTO zu erortern, ob Sor­
tenschutzsysteme, die mit dem UPOV 
Uebereinkommen konform sind, unter die 
Definition von "qeistiges Eigentum" im 
Uebereinkommen uber TRIPS fallen, und 
gegebenenfalls die Formen der Zusammen­
arbeit zwischen der UPOV und dem Rat 
fur TRI~S, die ins Auge gefasst werden 
konnten, zu erortern. 

[Anlage folgt] 
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ANLAGE 

Oberelnkommen 
zur Errichtung der Welthandelsorganlsatlon (WTO) 

Die Vertragsparteien dieses Obereinkommens -

in der Erkenntnis, daB ihre Handels- und Wirtschaftsbeziehungen auf die ErhOhung des Lebensstandards, auf die Sicherung der 
VollbeschAftigung und eines hohen und standig steigenden Umfangs des Realeinkommens und der wirksamen Nachfrage sowie auf die 
Ausweitung der Produktion und des Handels mit Waren und DiensUeistungen gerichtet sein, gleichzeitig aber die optimale Nutzung der 
Hilfsquellen der Welt im Einklang mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung gestatten sollen, in dem Bestreben, den Schutz und die 
Erhaltung der Umwelt und gleichzeitig die Steigerung der dafOr erforderlichen Mittel zu erreichen, und zwar in einer Weise, die mit den 
ihrem jeweiligen wirtschatuichen Entwicklungsstand entsprechenden BedOrfnissen und Anliegen vereinbar ist, 

in der Erkenntnis, daB es positiver BemOhungen bedarf, damit sich die EntwicklungsiAnder, insbesondere die am wenigsten 
entwickelten unter Ihnen, einen Anteil am Wachstum des intemationalen Handels slchem, der den Erfordemissen ihrer wirtschatuichen 
Entwicklung entspricht, 

in dem Wunsch, zur Verwirklichung dieser Ziele durch den AbschluB von ObereinkOnften beizutragen, die auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit und zum gemeinsamen Nutzen auf einen wesenUichen Abbau der ZOIIe und anderer Handelsschranken sowie auf die 
Beseitigung der Diskriminierung in den intemationalen Handelsbeziehungen abzielen, 

daher entschlossen, ein integriertes, tunktionsfAhigeres und dauerhafteres multilaterales Handelssystem zu entwickeln, welches das 
Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen, die Ergebnisse trOherer HandelsliberalisierungsbemOhungen und &Amtliche Ergebnisse der 
Multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde umfaBt, 

entschlossen, die fundamentalen Grundsatze dieses multilateralen Handelssystems zu wahren und die Verwirklichung seiner Ziele zu 
tordem-

kommen wie folgt Oberein: 

Artlkell 

Errichtung der Organisation 

Die Weithandelsorganisation (im folgenden als .WTO" bezeichnet) wird hiermit errichtet 

Artikelll 

Wlrkungsberelch der WTO 

(1) Die WTO bildet den gemeinsamen institutionellen Rahmen tor die Wahrnehmung der Handelsbeziehungen zwischen ihren 
Mitgliedem in Angelegenheiten im Zusammenhang mit den in den Anlagen dieses Obereinkommens enthaltenen Obereinkommen und 
dazugehOrigen Rechtsinstrumenten. 

(2) Die Obereinkommen und die dazugehorigen Rechtsinstrurnente, die in den Anlagen 1, 2 und 3 enthalten sind (im folgenden als 
.Multilaterale HandelsObereinkommen• bezeichnet), sind Bestanclteil dieses Obereinkommens und fOr aile Mitglieder verbindlich. 

(3) Die Obereinkommen und die dazugehorigen Rechtsinstrumente, die in Anlage 4 enthalten sind (im folgenden als .Piurilaterale 
HandelsObereinkommen• bezeichnet), sind ebenfalls Bestanclteil dieses Obereinkommens fOr diejenigen Mitglieder, die sie angenom­
men haben, und sind tor diese Mitglieder verbindlich. Die Plurilateralen HandelsObereinkommen begrOnden tor die Mitglieder, die sie 
nicht angenommen haben, weder Pflichten noch Rechte. 

(4) Das in Anlage 1A enthaltene Allgemeine Zoll- und Handelsabereinkommen von 1994 (im folgenden als .GATT 1994" bezeichnet) 
unterscheidet sich rechUich von dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen vom 30. Oktober 1947, das der SchluBakte der Zweiten 
Tagung des Vorbereitenden Ausschusses der Konferenz der Vereinten Nationen fOr Handel und BeschAftigung als Anlage beigefOgt 
war, in seiner spAter berichtigten, erganzten oder geanderten Fassung (im folgenden als .GATT 1947" bezeichnet). 

Artlkellll 

Aufgaben der WTO 

(1) Die WTO erleichtert die DurchfOhrung, die Verwaltung und die Wirkungsweise dieses Obereinkommens und der Multilateralen 
HandelsObereinkommen sowie die Verwirklichung ihrer Ziele; sie bildet auch den Rahmen fOr die DurchfOhrung, die Verwaltung und die 
Wirkungsweise der Plurilateralen HandelsObereinkommen. 

(2) Die WTO dient als Forum tor Verhandlungen ZV!ischen ihren Mitgliedem Ober _deren multilaterale Handelsbeziehungen in den 
Bereichen, die im Rahmen der in den Anlagen dieses Ubereinkommens enthaltenen UbereinkOnfte behandelt werden. Die WTO kann 
auch als Forum tor weitere Verhandlungen zwischen ihren Mitgliedem Ober deren multilaterale Handelsbeziehungen sowie als Rahmen 
tor die Durchtohrung der Ergebnisse solcher Verhandlungen dienen, wie dies von der Ministerkonferenz beschlossen wird. 

(3) Die WTO verwaltet die in Anlage 2 dieses Obereinkommens enthaltene Vereinbarung Ober Regeln und Verfahren zur Beilegung 
von Streitigkelten (im folgenden als .Vereinbarung Ober Streitbeilegung" oder .DSU" bezeichnet). 

(4) Die WTO verwaltet das in Anlage 3 dieses Obereinkommens enthaltene Verfahren zur OberprOfung der Handelspolitiken (im 
folgendenden als .TPRM" bezeichnet). 
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(5) lm Interesse einer kohirenteren Gestaltung der weltweiten wirtschaftspolitischen Entscheidungen arbeitet die WTO gegebenen­
falls mit dem lntemationalen Wihrungsfonds und mit der lntemationalen Bank tor Wiederaufbau und Entwicklung und den mit ihr 
verbundenen lnstitutionen zusammen. 

ArtikeiiV 

Aufbau der WTO 

(1) Eine Ministerkonferenz, die sich aus Vertretem aller Mitglieder zusammensetzt, tritt mindestens einmal aile zwei Jahre zusammen. 
Die Ministerkonferenz nimmt die Aufgaben der WTO wahr und trifft die dafOr erforder1ichen MaBnahrnen. Die Ministerkonferenz ist 
befugt, in allen unter eines der Multilateralen HandelsObereinkomrnen fallenden Angelegenheiten auf Antrag eines Mitglieds in 
Obereinstimmung mit den besonderen Erfordemissen fOr die BeschluBfassung in diesem Obereinkommen und dem einschligigen 
Multilateralen HandelsObereinkommen BeschiOsse zu fassen. 

(2) Ein Allgemeiner Rat, der sich aus Vertretem aller Mitglieder zusammensetzt, tritt zusammen, wann immer dies zweckdienlich ist. 
Zwischen den Tagungen der Ministerkonferenz nimmt der Allgemeine Rat deren Aufgaben wahr. Der Allgemeine Rat nimmt auch die 
Aufgaben wahr, die ihm durch dieses Obereinkommen Obertragen sind. Der Allgemeine Rat gibt sich eine Geschaftsordnung und 
genehmigt die Geschaftsordnungen der in Absatz 7 vorgesehenen AusschOsse. 

(3) Der Allgemeine Rat tritt gegebenenfalls zusammen, um die Aufgaben des in der Vereinbarung Ober Streitbeilegung vorgesehenen 
Streitbeilegungsgremiums wahrzunehmen. Das Streitbeilegungsgremium kann einen eigenen Vorsitzenden haben und legt die Verfah­
rensregeln fest, die es zur ErfOIIung dieser Aufgaben fOr notwendig erachtet. 

(4) Der Allgemeine Rat tritt gegebenenfalls zusammen, um die Aufgaben des im TPRM vorgesehenen Organs zur Oberpnifung der 
Handelspolitiken wahrzunehmen. Das Organ zur OberprOfung der Handelspolitiken kann einen eigenen Vorsitzenden haben und legt 
die Verfahrensregeln fest, die es zur Ertollung dieser Aufgaben fOr notwendig erachtet 

(5) Ein Rat tor den Handel mit Waren, ein Rat fOr den Handel mit Dienstleistungen und ein Rat fOr handelsbezogene Aspekte der 
Rechte des geistigen Eigentums (im folgenden als .Rat fOr TRIPS" bezeichnet) sind unter der allgemeinen Leitung des Allgemeinen 
Rates tatig. Der Rat fOr den Handel mit Waren Oberwacht die Wirkungsweise cter Multilateralen HandelsObereinkommen in Anlage 1 A. 
Der Rat fOr den Handel mit Dienstleistungen Oberwacht die Wirkungsweise des Allgemeinen Obereinkommens Ober den Handel mit 
Dienstleistungen (im folgenden als .GATS" bezeichnet). Der Rat tor TRIPS Oberwacht die Wirkungsweise des Obereinkommens Ober 
handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (im folgenden als .Obereinkommen Ober TRIPS" bezeichnet). Diese 
Rate ertollen die ihnen in den betreffenden Obereinkommen und vom Allgemeinen Rat Obertragenen Aufgaben. Sie geben sich 
Geschiiftsordnungen, die der Genehmigung durch den Allgemeinen Rat bedurfen. Die Mitgliedschaft in diesen Raten steht den 
Vertretem aller Mitglieder often. Diese Rate treten zur Ausubung ihrer Aufgaben je nach Notwendigkeit zusammen. 

(6) Der Rat tor den Handel mit Waren, der Rat tor den Handel mit Dienstleistungen und der Rat fOr TRIPS setzen nach Bedarf 
nachgeordnete Gremien ein. Diese nachgeordneten Gremien geben sich GeschAftsordnungen, die der Genehmigung durch ihre 
jeweiligen Rate bedurfen. 

(7) Die Ministerkonferenz setzt einen AusschuB fOr Handel und Entwicklung, einen AusschuB fOr Zahlungsbilanzbeschrankungen 
sowie einen AusschuB fOr Haushalt, Finanzen und Verwaltung ein, weJche die Aufgaben, die ihnen in diesem Obereinkommen und in 
den Multilateralen HandelsObereinkommen Obertragen warden, sowie aile zusatzlichen Aufgaben wahmehmen, die ihnen vom 
Allgemeinen Rat Obertragen warden; sie kann zusatzliche AusschOsse fOr die Aufgaben einsetzen, die sie fur zweckdienlich erachtet. lm 
Rahmen seiner Aufgaben OberprOft der AusschuB fOr Handel und Entwicklung in regelmaBigen Zeitabstanden die besonderen 
Bestimmungen in den Multilateralen HandelsObereinkommen zugunsten der am wenigsten entwickelten Lander, die Mitglieder sind, und 
erstattet dem Allgemeinen Rat Bericht, dam it dieser geeignete MaBnahmen trifft. Die Mitgliedschaft in diesen AusschOssen steht den 
Vertretem aller Mitglieder often. 

(8) Die nach den Plurilateralen Handelsiibereinkommen vorgesehenen Organa nehmen die ihnen nach jenen Obereinkommen 
Obertragenen Aufgaben wahr und wirken innerhalb des institutionellen Rahmens der WTO. Diese Organe unterrichten den Allgemeinen 
Rat regelmaBig Ober ihre Tatigkeit. 

Artlkel v 
Beziehungen zu anderen Organisatlonen 

(1) Der Allgemeine Rat trifft geeignete Vorkehrungen zur wirksamen Zusammenarbeit mit anderen zwischenstaatlichen Organisatio­
nen, deren Aufgaben mit denen der WTO im Zusammenhang stehen. 

(2) Der Allgemeine Rat kann geeignete Vorkehrungen fOr Konsultationen und Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen 
treffen, die sich mit Angelegenheiten befassen, die mit denen der WTO im Zusammenhang stehen. 

Artlkel VI. 

Sekretariat 

(1) Ein Sekretariat der WTO (im folgenden als .Sekretariat" bezeichnet) steht unter der Leitung eines Generaldirektors. 

(2) Die Ministerkonferenz emennt den Generaldirektor und nimmt Bestimmungen Ober die Befugnisse, die Aufgaben, die Dienstbedin­
gungen und die Amtszeit des Generaldirektors an. 

(3) Der Generaldirektor emennt die Mitglieder des Personals des Sekretariats und legt deren Aufgaben und Dienstbedingungen in 
Obereinstimmung mit den von der Ministerkonferenz angenommenen Bestimmungen fest. 

(4) Die Aufgaben des Generaldirektors und des Sekretariatspersonals haben ausschlieBiich intemationalen Charakter. Bei der 
Wahmehmung ihrer Pflichten dOrfen der Generaldirektor und das Sekretariatspersonal Weisungen von irgendeiner Regierung oder 
anderen Stellen auBerhalb der WTO weder einholen noch entgegennehmen. Sie haben sich jeglicher TAtigkeit zu enthalten, die sich auf 
ihre Stellung als intemationale Beamte abtraglich auswirken kannte. Die Mitglieder der WTO achten den intemationalen Charakter der 
Aufgaben des Generaldirektors und des Sekretariatspersonals und versuchen nicht, sie in der AusObung ihrer Pflichten zu beeinflus­
sen. 
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Artlkel VII 

Hauahalt unci Beltrige 

2 ?r: ..._:_) 

(1) Der Generaldirektor legt dem AusschuB fOr Haushalt, Finanzen und Verwaltung den jAhrlichen Haushaltsvoranschlag und 
RechnungsabschluB der WTO vor. Der AusschuB fOr Haushalt, Finanzen und Verwaltung pnlft den vom Generaldirektor vorgelegten 
jihrlichen Haushaltsvoranschlag und RechnungsabschluB und richtet Empfehlungen hierOber an den Allgemeinen Rat. Der jihrliche 
Haushaltsvoranschlag bedarf der Genehmigung durch den Allgemeinen Rat 

(2) Der AusschuB fur Haushalt, Finanzen und Verwaltung schligt dem Allgemeinen Rat Finanzregelungen vor, die Bestimmungen 
uber folgendes enthalten: 

a) den Beitragsschlussel, der die Ausgaben der WTO zwischen ihren Mitgliedem aufteilt, 

b) die erforderlichen MaBnahmen gegenuber Mitgliedem mit ZahlungsrOckstanden. 

Die Finanzregelungen beru.hen, soweit durchfOhrbar, auf den Regelungen und Praktiken des GATT 1947. 

(3) Der Allgemeine Rat nimmt die Finanzregelungen und den jahrlichen Haushaltsvoranschlag mit Zweidrittelmehrheit an, die rnehr 
als die HAHte der WTO-Mitglieder umfaBt 

(4) Jedes Mitglied leistet umgehend seinen Beitrag an die WTO entsprechend seinem Anteil an den Ausgaben der WTO und im 
Einklang mit den vom Allgemeinen Rat angenomrnenen Finanzregelungen. 

Artlkel VIU 

Aechtsstellung der WTO 

(1) Die WTO besitzt RechtspersCinlichkeit; von jedem ihrer Mitglieder wird ihr die RechtsfAhigkeit eingenlumt, die zur Wahmehmung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist 

(2) Der WTO werden von jedem ihrer Mitglieder diejenigen Vorrechte und lmmunitAten eingenlumt, die zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind. 

(3) Den Bediensteten der WTO und den Vertretem der Mitglieder werden in Ahnlicher Weise von jedem ihrer Mitglieder diejenigen 
Vorrechte und lmmunitaten eingerAumt, die zur unabhAngigen Wahmehmung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit der WTO 
erforderlich sind. 

(4) Die der WTO, ihren Bediensteten und den Vertretem ihrer Mitglieder von einem Mitglied einzurAumenden Vorrechte und 
lmmunitAten entsprechen den Vorrechten und lmmunitAten, die in dem am 21. November 1947 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen angenommenen Abkommen uber die Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisationen vorgesehen sind. 

(5) Die WTO kann ein Sitzabkommen schlieBen. 

ArtlkeiiX 

BeschluBfaasung 

(1) Die WTO setzt die nach dem GATT 1947') ubliche Praxis der BeschluBfassung durch Konsens fort Falls ein BeschluB nicht durch 
Konsens gefaBt werden kann, wird uber die strittige Angelegenheit durch Abstimmung beschlossen, sofem nichts anderes vorgesehen 
ist. Auf den Tagungen der Ministerkonferenz und des Allgemeinen Rates verfugt jedes Mitglied der WTO uber eine Stimme. Wenn die 
EuropAischen Gemeinschaften ihr Stimmrecht ausuben, verfugen sie uber eine Anzahl von Stimrnen, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaa­
ten•), die Mitglieder der WTO sind, entspricht Beschlusse der Ministerkonferenz und des Allgemeinen Rates werden mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefaBt, sofem in diesem Obereinkommen oder in dem einschlagigen Multilateralen Handelsubereinkommen 
nichts anderes vorgesehen ist'). 

(2) Die Ministerkonferenz und der Allgemeine Rat sind ausschlieBiich befugt, dieses Obereinkommen und die Multilateralen 
Handelsubereinkommen auszulegen. lm Fall einer Auslegung eines Multilateralen Handelsubereinkommens der Anlage 1 uben sie ihre 
Befugnis auf der Grundlage einer Empfehlung desjenigen Rates aus, der die Wirkungsweise des betreffenden Obereinkommens 
uberwacht Der BeschluB zur Annahme einer Auslegung wird mit Dreiviertelmehrheit der Mitglieder gefaBt Dieser Absatz wird nicht in 
einer Weise angewendet, welche die Anderungsbestimmungen in Artikel X unterlaufen wOrde. 

(3) Unter auBergewohnlichen Umstanden kann die Ministerkonferenz beschlieBen, ein Mitglied von einer Verpflichtung aus diesem 
Obereinkommen oder einem der Multilateralen Handelsubereinkommen zu entbinden; jedoch muB ein derartiger BeschluB von drei 
Vierteln •) der Mitglieder gefaBt werden, sofem in diesem Absatz nichts anderes vorgesehen ist 

a) Ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung betreffend dieses Obereinkommen wird der Ministerkonferenz zur PrOfung gemaB der 
Praxis der BeschluBfassung durch Konsens vorgelegt. Die Ministerkonferenz setzt fOr die PrOfung des Antrags eine Frist von 
langstens 90 Tagen. Wird ein Konsens wahrend dieser Frist nicht erzielt, so wird ein BeschluB zur Gewahrung einer Ausnahmege­
nehmigung von drei Vierteln der Mitglieder gefaBt. 

b) Ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung betreffend die Multilateralen Handelsubereinkommen der Anlagen 1A, 18 oder 1C und 
deren Anlagen wird zunachst dem Rat fur den Handel mit Waren, dem Rat fOr den Handel mit Dienstleistungen beziehungsweise 
dem Rat fur TRIPS zur PrOfung innerhalb einer Frist von lingstens 90 Tagen vorgelegt. Mit Ablaut dieser Frist legt der zustandige 
Rat der Ministerkonferenz einen Bericht vor. 

') Ein BeschluB des betraffenden Organs Qber eine llvn zur PrOfung wrgelegte Angetegenhett gilt als durch Konsens gefaBt, wem kein auf der beschluBf-m.n Tagung 
a,_.. Mitglied gegen den vorgeschlagenen BeschluB !Orrnlich Ein&pruch erhebl. 

') Die Anzahl der Stlmmen der Europlischen Gemeinschaften und lhrar Mitgliedstaaten dar! die Anzahl der Mitgliedstaaten der Europiischen Gemeinschaften In keinem Fall 
Qbelsteigen. 

') Wenn der Allgemeine Rat In ae1ner Eigenllchaft als Streilbeilegungsgrarnium zusarnmentrltl. warden Mine Beschliillse nur In Obereinstimmung mtt Artikel 2 Absatz 4 dllr 
Ventinberung Qber Streitbeilegung gefaBt. 

') Ein BeechluB zur Gewlhrung einer Ausnahr'negenehigung hinsichllich einer Vetpllichtung, tor die ein Obergangszeltraum oder ein Zeltraum fOr eine IIIUfenweise Durchlllhrung 
gilt und die des antragstetlende Mitglied zum Ende des maBgebenden Zettraums nichl eingehalten hat, wird nur durch Konsens getaBt.. 
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(4) Ein BeschluB der Ministerkonferenz zur GewAhrung einer Ausnahmegenehmigung nennt die den BeschluB rechtfertigenden 
auBergew()hnlichen Umst!nde, die Bedingungen fUr die Anwendung der Ausnahmegenehmigung sowie das Ablaufdatum der Au&­
nahmegenehmigung. Jede Ausnahmegenehmigung, die fUr einen tAngeren Zeitraum aJs ein Jahr gewihrt wird, wird von der Minister­
konferenz spAtestens ein Jahr nach der GewAhrung und in der Folge alljAhrlich bis zum Ablauf der Ausnahmegenehmigung Oberpnlfl 
Bei jeder OberprQfung untersucht die Ministerkonferenz, ob die die Ausnahmegenehmigung rechtfertigenden auBergew6hnlichen 
Umst4nde weiterhin bestehen und ob die mit der Ausnahmegenehmigung verbundenen Bedingungen eingehalten wurden. Auf der. 
Grundlage der jAhrlichen OberprQfung kann die Ministerkonferenz die Ausnahmegenehmigung verl4ngem, abAndem oder aufheben. 

(5) Fur Beschhisse nach einem Plurilateralen Handelsubereinkommen, einschlieBiich der Beschhisse Ober Auslegungen und 
Ausnahmegenehmigungen, sind die Bestimmungen des betreffenen Obereinkommens maBgebend. 

Artlkel X 

Anderungen 
(1) Jedes Mitglied der WTO kann in der Ministerkonferenz Vorschlage zur Anderung dieses Obereinkommens oder der Multilateralen 

Handelsubereinkommen der Anlage 1 einbringen. Die in ArtikellV Absatz 5 aufgefllhrten RAte konnen ebenfalls der Ministerkonferenz 
Vorschlage zur Anderung der einschlagigen Multilateralen Handelsubereinkommen der Anlage 1 unterbreiten, deren Wirkungsweise sie 
Oberwachen. lnnerhalb einer Frist von 90 Tagen nach fOnnlicher Einbringung auf der Ministerkonferenz wird, sofem die Ministerkonfe­
renz nicht eine tangere Frist beschlieBt, jeder BeschluB, die vorgeschlagene Anderung den Mitgliedem zur Annahme vorzulegen, von 
der Ministerkonferenz durch Konsens gefaBt. Sofem nicht Absatz 2, 5 oder 6 Anwendung findet, wird im BeschluB angegeben, ob 
Absatz 3 oder Absatz 4 anzuwenden ist. Wird ein Konsens erreicht, so legt die Ministerkonferenz die vorgeschlagene Anderung 
unverzuglich den Mltgliedem zur Annahme vor. Wird ein Konsens auf einer Tagung der Ministerkonferenz nicht innerhalb des 
festgelegten Zeitraums erreicht, so entscheidet die Ministerkonferenz mit Zweidrittelmehrheit der Mitglieder, ob die vorgeschlagene 
Anderung den Mitgliedem zur Annahme vorzulegen 1st Soweit nicht in den AbsAtzen 2, 5 und 6 etwas anderes vorgesehen ist, wird 
Absatz 3 auf die vorgeschlagene Anderung angewendet, sofem nicht die Ministerkonferenz mit Dreiviertelmehrheit der Mitglieder 
beschlieBt, Absatz 4 anzuwenden. 

(2) Anderungen dieses Artikels und der folgenden Artikel treten nur nach Annahme durch aile Mitglieder in Kraft: 
Artikel IX dieses Obereinkommens; 
Artikell und II des GATT 1994; 
Artikei II Absatz 1 des GATS; 
Artikel 4 des Obereinkommens Qber TRIPS. 

(3) Anderungen dieses Obereinkommens oder der Multilateralen Handelsubereinkommen der Anlagen 1A und 1 C, ausgenommen die 
in den Absatzen 2 und 6 genannten, die so beschaffen sind, daB sie die Rechte und Pflichten der Mitglieder Andem wOrden, treten tar 
diejenigen Mitglieder, die sie angenommen haben, nach Annahme durch zwei Drittel der Mitglieder und in der Folge fUr jedes andere 
Mitglied nach der Annahme durch dieses Mitglied in Kraft. Die Ministerkonferenz kann mit Dreiviertelmehrheit der Mitglieder beschlie­
Ben, daB eine gemaB diesem Absatz in Kraft getretene Anderung so beschaffen ist, daB es jedem Mitglied, das die Anderung innerhalb 
der von der Ministerkonferenz festgesetzten Frist nicht angenommen hat, in jedem Einzelfall freisteht, aus der WTO auszutreten oder 
mit Zustimmung der Ministerkonferenz Mitglied zu bleiben. 

(4) Anderungen dieses Obereinkommens oder der Multilateralen Handelsubereinkommen der Anlagen 1 A und 1C, ausgenommen die 
in den Absatzen 2 und 6 genannten, die so beschaffen sind, daB sie die Rechte und Pflichten der Mitglieder nicht andem wurden, treten 
nach Annahme durch zwei Drittel der Mitglieder fur aile Mitglieder in Kraft. 

(5) Soweit nicht Absatz 2 Anwendung findet, treten Anderungen der Teile I, II und Ill des GATS und der einschlagigen Anlagen fur 
diejenigen Mitglieder, die sie angenommen haben, nach Annahme durch zwei Drittel der Mitglieder und in der Folge fur jedes andere 
Mitglied nach der Annahme durch dieses Mitglied in Kraft. Die Ministerkonferenz kann mit Dreiviertelmehrheit der Mitglieder beschlie­
Ben, daB eine nach der vorstehenden Bestimmung in Kraft getretene .Anderung so beschaffen ist, daB es jedem Mitglied, das die 
Anderung innerhalb der von der Ministerkonferenz festgesetzten Frist nicht angenommen hat, in jedem Einzelfall freisteht, aus der WTO 
auszutreten oder mit Zustimmung der Ministerkonferenz Mitglied zu bleiben. Anderungen der Teile IV, V und VI des GATS und der 
einschlagigen Anlagen treten nach Annahme durch zwei Drittel der Mitglieder fUr aile Mitglieder in Kraft. 

(6) Unbeschadet der anderen Bestimmungen dieses Artikels k6nnen Anderungen des Obereinkommens Qber TRIPS, welche die 
Erfordemisse des Artikels 71 Absatz 2 jenes Obereinkommens erfiillen, von der Ministerkonferenz ohne weiteres fonnliches Annahme­
verfahren angenommen werden. 

(7) Jedes Mitglied, das eine Anderung dieses Obereinkommens oder eines Multilateralen Handelsubereinkommens der Anlage 1 
annimmt, hinterlegt innerhalb der von der Ministerkonferenz festgesetzten Annahmefrist eine Annahmeurkunde beim Generaldirektor 
derWTO. 

(8) Jedes Mitglied der WTO kann der Ministerkonferenz einen Vorschlag zur Anderung der Multilateralen Handelsubereinkommen der 
Anlagen 2 und 3 vorlegen. Der BeschluB zur Genehmigung von Anderungen des Multilateralen Handelsubereinkommens der Anlage 2 
wird durch Konsens gefaBt; diese Anderungen treten nach Genehmigung durch die Ministerkonferenz fUr aile Mitglieder in Kraft. 
Beschlusse zur Genehmigung von Anderungen des Multilateralen Handelsubereinkommens der Anlage 3 treten nach Genehmigung 
durch die Ministerkonferenz tar aile Mitglieder in Kraft. 

(9) Die Ministerkonferenz kann auf Antrag der Mitglieder, die Vertragsparteien eines Handelsubereinkommens sind, ausschlieBiich 
durch Konsens beschlieBen, das betreffende Obereinkommen in Anlage 4 aufzunehmen. Die Ministerkonferenz kann auf Antrag der 
Mitglieder, die Vertragsparteien eines Plurilateralen Handelsubereinkommens sind, beschlieBen, das betreffende Obereinkommen aus 
Anlage 4 zu streichen. 

(10) Fur Anderungen eines Plurilateralen Handelsubereinkommens gelten die Bestimmungen des betreffenden Obereinkommens. 

Artlkel XI 

Urspriingllche Mltgliedschaft 

(1) Die Vertragsparteien des GATT 1947, die zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Obereinkommens solche sind, und die 
Europaischen Gemeinschaften, die dieses Obereinkommen und die Multilateralen Handelsubereinkommen annehmen und fur welche 
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Listen von ZugestAndnissen unci Verpflichtungen dem GATT 1994 sowie Listen spezifischer Verpflichtungen dem GATS beigefiigt sind, 
werden urspningliche Mitglieder der WTO. 

{2) Die am wenigsten entwickalten Linder, die von den V818inten Nationen als sotche anerkannt sind, brauchen Verpflichtungen und 
Zugestindnisse nur insoweit zu Obernehmen, ats diese mit ihren jeweiligen Entwicklungs-, Finanz- unci Handetserfordemissen oder 
lhrer administrativen unci institutionetten Leistungsfihigkeit veralnbar sind. 

Artlkel XII 

Beltrltt 

{1) Jeder Staat oder jedes gesonderte Zollgebiet, derides In der Wahrnehmung seiner AuBenhandetsbeziehungen und hinsichtlich der 
Obrigen in diesem Oberainkommen und in den Multilateralen HandelsObereinkommen behandetten Angelegenhelten volle Handlungs­
freiheit besitzt, kann diesem Oberainkommen unter Bedingungen beitraten, di9 zwischen ihm und der WTO vereinbart warden. Ein 
solcher Beitritt gilt fur dieses Obereinkommen unci fOr die in dessen Anlagen enthaltenenen Multilateralen HandelsObereinkommen. 

(2) BeitrittsbeschiOsse werden von der Ministerkonferenz gefaBt. Die Ministerkonferenz genehmigt die Einigung Ober die Beitritts­
bedingungen mit Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der WTO. 

(3) FOr den Beitritt zu einem Plurilateralen Handetsuberainkommen gelten die Bestimmungen des betreffenden Obereinkommens. 

ArUkel XIII 

Nlchtanwendung Multilateraler HandelsOberelnkommen 
zwischen bestlmmten Mltglledem 

(1) Dieses Obereinkommen und die Multilateralen HandelsObereinkommen der Anlagen 1 und 2 linden zwischen zwei Mitgliedem 
keine Anwendung, wenn eines der belden Mitglieder zu dem Zeitpunkt, zu dem eines von Ihnen Mitglied wird, der Anwendung seine 
Zustimmung versagt. -

(2) Urspningliche Mitglieder der WTO, die Vertragsparteien des GATT 1947 waren, konnen sich im Verhlttnis untereinander auf 
Absatz 1 nur berufen, wenn sie sich zuvor auf Artikel XXXV jenes Abkommens berufen hatten und wenn jener Artikel zwischen diesen 
Vertragsparteien zu dem Zeitpunkt in Kraft war, zu dem dieses Oberainkommen fOr sie in Kraft trat. 

(3) Absatz 1 findet zwischen einem Mitglied und einem anderan Mitglied, des nach Artikel XII beigetreten ist, nur Anwendung, wenn 
das Mitglied, das der Anwendung nicht zustimmt, dies der Ministerkonferenz vor Genehmigung der Einigung uber die Beitrittsbedingun­
gen durch die Ministerkonferenz notiflziert hat. 

(4) Die Ministerkonferenz kann die Wirkungsweise dieses Artikets in besonderen FAllen auf Antrag eines Mitglieds Oberpnifen und 
geeignete Empfehlungen aussprechen. 

(5) Fur die Nichtanwendung eines Plurilateralen HandelsObereinkommens zwischen Vertragsparteien des betreffenden Obereinkom­
mens gelten die Bestimmungen des betreffenden Obereinkomrnens. 

Artlkel XIV 

Annahme, lnkrafttraten und Hlnterlegung 

(1) Dieses Obereinkommen steht den Vertragsparteien des GATT 1947 sowie den Europaischen Gemeinschaften, die nach Artikel XI 
dieses Obereinkommens urspningliche Mitglieder der WTO werden konnen, zur Annahme often, die durch Unterzeichnung oder auf 
andere Weise erfolgen kann. Eine solche Annahme gilt fOr dieses Obereinkommen und fOr die in dessen Anlagen enthaltenen 
Multilateralen HandetsObereinkommen. Dieses Obereinkomrnen unci die in dessen Anlagen enthaltenen Multilateraten Handelsuberein­
kommen treten zu dem von den Ministem nach Absatz 3 der SchluBakte Ober die Ergebnisse der Multilateralen Handelsverhandlungen 
der Uruguay-Runde festgesetzten Zeitpunkt in Kraft und stehen wlhrend eines Zeitraums von zwei Jahren ab diesem Zeitpunkt zur 
Annahme often, sofem die Minister nichts anderes beschlieBen. Eine nach dem lnkrafttreten dieses Obereinkommens erfolgende 
Annahme wird am dreiBigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Annahme wirksam. 

(2) Ein Mitglied, das dieses Obereinkommen nach seinem lnkrafttreten annimmt, erfotlt die Zugestindnisse und Verpflichtungen nach 
den Muttilateralen Handelsubereinkommen, die im Vertauf eines Zeitraums, der mit dem lnkrafttreten dieses Obereinkommens beginnt, 
erfuttt werden mussen, so, als ob es dieses Obereinkommen zum Zeitpunkt seines lnkrafttretens angenommen hltte. 

(3) Bis zum lnkrafttreten dieses Obereinkommens wird der Worttaut dieses Obereinkommens und der Multilateralen Handelsuberein­
kommen beim Generaldirektor der VERTRAGSPARTEIEN des GATT 1947 hintertegt. Der Generaldirektor Obermittelt jeder Regierung 
und den Europiischen Gemeinschaften, die dieses Obereinkommen angenommen haben, unverzuglich eine beglaubigte Abschrift 
dieses Obereinkommens unci der Muttilateralen HandelsObereinkommen sowie eine Notifikation jeder diesbezuglichen Annahme. 
Dieses Obereinkommen und die Multilateralen Handetsuberainkommen sowie aile Anderungen derselben werden zum Zeitpunkt de& 
lnkrafttretens dieses Obereinkommens beim Generaldirektor der WTO hinterlegt. 

(4) Fur die Annahme und des lnkrafttreten eines Plurilateraten Handelsubereinkommens gelten die Bestimmungen des betreftenden 
Obereinkommens. Die Obereinkommen werden beim Generaldirektor der VERTRAGSPARTEIEN des GATT 1947 hintertegt. Zum 
Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Obereinkommens warden die betreftenden Obereinkommen beim Generaldirektor der WTO 
hinterlegt. 

Artlkel XV 

Riicktrltt 

(1) Jedes Mitglied kann von diesem Obereinkommen zunicktreten. Der Rucktritt gilt sowohl fur dieses Obereinkommen als auch fOr 
die Multilateralen Handelsubereinkommen und wird mit Ablaut von sechs Monaten nach Eingang der schriftlich.en Rucktrittsanzeige 
beim Generatdirektor der WTO wirksam. 

I 

(2) FOr den ROcktrttt von einem Plurilateralen Handelsubereinkommen gelten die Bestimmungen des betreffenden Obereinkom­
mens. 
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Artlkel XVI 

Verschleclene Bestlmmungen 

(1) Sofem in diesem Obereinkommen oder in den Multilateralen HandelsObereinkommen nichts anderes vorgesehen ist, laBt sich die 
WTO von den BeschiOssen, Verfahren und Oblichen Praktiken der VERTRAGSPARTEIEN des GATT 1947 sowie der im Rahmen des 
GATT 1947 eingesetzten Organa leiten. 

(2) Soweit praktisch m6glich, wird das Sekretariat des GATT 1947 zum Sekretariat der WTO, und der Generaldirektor der 
VERTRAGSPARTEIEN des GATT 1947 Obemimmt bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Ministerkonferenz nach Artikel VI Absatz 2 dieses 
Obereinkommens einen Generaldirektor ernannt hat, die Aufgaben des Generaldirektors der WTO. 

(3) Bei Vortiegen einer Normenkollision zwischen einer Bestimmung dieses Obereinkommens und einer Bestimmung eines der 
Multilateralen HandelsObereinkommen hat die Bestimmung dieses Obereinkommens im AusmaB der Normenkollision Vorrang. 

(4) Jedes Mitglied stellt sicher, daB seine Gesetze, sonstigen Vorschriften und Verwaltungsverfahren mit seinen Verpflichtungen 
aufgrund der als Anlage beigetogten Obereinkommen in Einklang stehen. 

(5) Vorbehalte zu diesem Obereinkommen sind nicht zuiAssig. Vorbehalte zu den Multilateralen HandelsObereinkommen kOnnen nur 
angebracht warden, soweit dies in den betreffenden Obereinkommen vorgesehen ist. Vorbehalte zu einem Plurilateralen HandelsOber­
einkommen unterliegen den Bestimmungen des betreffenden Obereinkommens. 

(6) Dieses Obereinkommen wird nach Artikel 1 02 der Charta der Vereinten Nationen registriert. 

Geschehen zu Marrakesch am 15. April 1994 in einer Urschrift in englischer, franz05ischer und spanischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut verbindlich isl 

Erlautemde Bemerkungen: 

Die Begriffe .,Land" oder .,Liinder" im Sinne dieses Obereinkommens und der Multilateralen HandelsObereinkommen gelten auch fOr aile 
gesonderten Zollgebiete, die Mitglieder der WTO sind. 

Wird im Fall eines gesonderten Zollgebiets, das Mitglied der WTO ist, ein Ausdruck in diesem Obereinkommen und in den 
Multilateralen HandelsObereinkommen in Verbindung mit dem Wort .,nationar verwendet, so ist dieser Ausdruck so zu verstehen, daB er 
sich auf das Zollgebiet bezieht, sofem nichts anderes vorgesehen ist 
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Teil I Allgemeine Bestimmungen und Grundprinzipien 

Teil II Nonnen betreffend die VerfQgbarkeit, den Umfang und die Ausubung von Rechten des geistigen Eigentums 

Teillll 

Teil IV 

TeiiV 

TeiiVI 

TeiiVII 

1. Umeberrecht und verwandte Schutzrechte 

2. Marken 

3. Geographische Angaben 

4. Gewerbliche Muster und Modelle 

5. Patente 

6. Layout-Designs (Topographien) integrierter Schaltkreise 

7. Schutz nicht offenbarter lnfonnationen 

8. Kontrolle wettbewerbswidriger Praktiken in vertraglichen Lizenzen 

Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 

1. Allgemeine Pflichten 

2. Zivil- und Verwaltungsverfahren und Rechtsbehelfe 

3. Einstweilige MaBnahmen 

4. Besondere Erfordemisse bei GrenzmaBnahmen 

5. Strafverfahren 

Erwerb und Aufrechtemaltung von Rechten des geistigen Eigentums und damit im Zusammenhang stehende lnter­
partes-Verfahren 

Streitvenneidung und -beilegung 

Obergangsregelungen 

lnstitutionelle Regelungen; SchluBbestimmungen 
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von dem Wunsch geleitet, Verzerrungen und Behinderungen des intemationalen Handels zu verringem, und unter Berucksichtigung 
der Notwendigkeit, einen wirksamen und angemessenen Schutz der Rechte des geistigen Eigentums zu fordem sowie sicherzustellen, 
daB die MaBnahmen und Verfahren zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums nicht selbst zu Schranken fur den 
rechtmaBigen Handel werden, 

in der Erkenntnis, daB es zu diesem Zweck neuer Regeln und Disziplinen bedarf im Hinblick auf 

a) die Anwendbarkeit der Grundprinzipien des GATT 1994 und der einschlagigen intemationalen Obereinkunfte Ober geistiges 
Eigentum, 

b) die Aufstellung angemessener Norman und Grundsatze betreffend die Verfugbarkeit, den Umfang und die Ausubung handelsbezo­
gener Rechte des geistigen Eigentums, 

c) die Bereitstellung wirksamer und angemessener Mittel fur die Durchsetzung handelsbezogener Rechte des geistigen Eigentums 
unter BerOcksichtigung der Unterschiede in den Rechtssystemen der einzelnen Lander, 

d) die Bereitstellung wirksamer und zugiger Verfahren fOr die multilaterale Vermeidung und Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Regierungen und 

e) Obergangsregelungen, die auf eine moglichst umfassende Beteiligung an den Ergebnissen der Verhandlungen abzielen, 

in Erkenntnis der Notwendigkeit eines multilateralen Rahmens von Grundsatzen, Regeln und Disziplinen betreffend den intemationa­
len Handel mit gefalschten Waren, 

in der Erkenntnis, daB Rechte an geistigem Eigentum private Rechte sind, 

in Erkenntnis der dem offentlichen Interesse dienenden grundsatzlichen Ziele der Systeme der einzelnen Lander fOr den Schutz des 
geistigen Eigentums, einschlieBiich der entwicklungs- und technologiepolitischen Ziele, 

sowie in Erkenntnis der besonderen Bedurfnisse der am wenigsten entwickelten Lander, die Mitglieder sind, in bezug auf groBtmog­
liche Flexibilitat bei der Umsetzung von Gesetzen und sonstigen Vorschrifteri im Inland, um es ihnen zu ermaglichen, eine gesunde und 
tragfahige technologische Grundlage zu schaffen, 

unter Betonung der Bedeutung des Abbaus von Spannungen durch die verst4rkte Verpflichtung, Streitigkeiten betreffend handels­
bezogene Fragen des geistigen Eigentums durch multilaterale Verfahren zu Jasen, 

in dem Wunsch, eine der gegenseitigen Unterstutzung dienende Beziehung zwischen der Welthandelsorganisation und der Weltorga­
nisation fOr geistiges Eigentum (in diesem Obereinkommen als .WIPO" bezeichnet) sowie anderen einschlagigen intemationalen 
Organisationen aufzubauen -

kommen hiermit wie folgt uberein: 

Teill 

Allgemeine Bestimmungen und Grundprinzipien 

Artikel1 

Wesen und Umfang dar Pflichten 

(1) Die Mitglieder wenden die Bestimmungen dieses Obereinkommens an. Die Mitglieder durfen in ihr Recht einen umfassenderen 
Schutz als den durch dieses Obereinkommen geforderten aufnehmen, vorausgesetzt, dieser Schutz lauft diesem Obereinkommen nicht 
zuwider, sie sind dazu aber nicht verpflichtet. Es steht den Mitgliedem frei, die fur die Umsetzung dieses Obereinkommens in ihrem 
eigenen Rechtssystem und in ihrer Rechtspraxis geeignete Methode festzulegen. 

(2) Der Begriff .geistiges Eigentum• im Sinne dieses Obereinkommens umfaBt aile Arten des geistigen Eigentums, die Gegenstand 
der Abschnitte 1 bis 7 des Teils II sind. 

(3) Die Mitglieder gewahren die in diesem Obereinkommen festgelegte Behandlung den Angehorigen dar anderen Mitglieder. ') In 
bezug auf das einschlagige Recht des geistigen Eigentums sind unter den Angehorigen anderer Mitglieder diejenigen naturlichen oder 
juristisc~en Personen zu verstehen, die den Kriterien fur den Zugang zum Schutz nach der Pariser Verbandsubereinkunft (1967), der 
Berner Ubereinkunft (1971 ), dem Rom-Abkommen und dem Vertrag uber den Schutz des geistigen Eigentums im Hinblick auf integrierte 
Schaltkreise entsprachen, wenn aile Mitglieder der Welthandelsorganisation Vertragsparteien dieser Obereinkunfte waren. •) Ein 
Mitglied, das von den in Artikel 5 Absatz 3 oder Artikel 6 Absatz 2 des Rom-Abkommens vorgesehenen Moglichkeiten Gebrauch macht, 
hat eine Notifikation gemaB den genannten Bestimmungen an den Rat fur handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen 
Eigentums (den .Rat fur TRIPS") vorzunehmen. 

') SoweH in diesem Obefeinkommen der Begrifl ..AngehOrige" verwendet wird. bedeu1et d;.er Begrifl im Fall eines gesonderten Zollgebiets, das Milglied der WTO ist, na!Orliche 
oder juristische Personen mH Wohnsitz oder einer wirldichen und lalsAchlichen gewerblichen oder Handelsniederlassung in d-.m Zollgebiet. 

') In d;.em Obereinkommen bedeutet ,Pariser Verbandsiibefeinkunfl" die Periser VerbanclsUbereinnft zum Schutz des gewerblichen Eigentums, .Pariser Verbandsiibereinkunft 
(1967)" die Stockholmer Fassung d;.er Ubereinkunft vom 14. Juli 1967 • .Berner Obereinkuntr' die Berner Ubereinkunft zum Schutz wn Werken def Lileratur und Kunst, .Berner 
Ubereinkunft (1971 )" die Pariser Fassung dieser Obereinkunft vom 24. Juli 1971, .Rom·Abkommen• das lntematiOnale Abkommen iiber den Schutz der ausiibenden Kiinstler, der 
Hersteller wn Tontrtgem und der Sendeuntemehmen. angenommen in Rom am 26. Oktober 1961 •• Vertrag iiber den Schutz des geisligen Eigentums im Hinblick auf integrier1e 
Schaltkreise" (IPIC·Ver1rag) den am 26. Mai 1989 in Washington angenommenen Vertrag iiber den Schutz des geistigen Eigentums im Hinblick auf integrierte Sehaltkreise • 
• wro-Obereinkommen" das Obereinkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation. 
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Artlkel2 

Obereinkunfte Liber gelstlges Elgentum 

(1) In bezug auf die Teile II, Ill und IV dieses Obereinkommens befolgen die Mitglieder die Artikel 1 bis 12 sowie Artikel 19 der Pariser 
VerbandsObereinkunft (1967). 

(2) Die in den Teilen I bis IV dieses Obereinkommens enthaltenen Bestimmungen setzen die nach der Pariser Verbandsubereinkunft, 
der Berner Obereinkunft, dem Rom-Abkommen und dem Vertrag uber den Schutz des geistigen Eigenturns im Hinblick auf integrierte 
Schaltkreise bestehenden Verpflichtungen der Mitglieder untereinander nicht auBer Kraft. 

Artlkel3 

lnlinderbehandlung 

(1) Die Mitglieder gewiihren den Angehorigen der anderen Mitglieder eine Behandlung, die nicht weniger gunstig ist als die, die sie 
ihren eigenen Angehorigen in bezug auf den Schutz•) des geistigen Eigentums gewiihren, vorbehaltlich der jeweils bereits in der Pariser 
VerbandsObereinkunft (1967), der Berner Obereinkunft (1971 ), dem Rom-Abkommen oder dem Vertrag uber den Schutz des geistigen 
Eigentums im Hinblick auf integrierte Schaltkreise vorgesehenen Ausnahmen. In bezug auf ausObende Kunstler, Hersteller von 
Tontriigern und Sendeunternehmen gilt diese Verpflichtung nur in bezug auf die durch dieses Obereinkommmen vorgesehenen Rechte. 
Ein Mitglied, das von den in Artikel 6 der Berner Obereinkunft (1971) oder in Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b des Rom-Abkommens 
vorgesehenen Moglichkeiten Gebrauch macht, hat eine Notifikation gemiiB den genannten Bestimmungen an den Rat fOr TRIPS 
vorzunehmen. 

(2) Die Mitglieder durfen in bezug auf Gerichts- und Verwaltungsverfahren, einschlieBiich der Bestimmung einer Anschrift fOr die 
Zustellung oder der Ernennung eines Vertreters innerhalb des Hoheitsgebiets eines Mitglieds, von den in Absatz 1 vorgesehenen 
Ausnahmen nur Gebrauch machen, wenn diese Ausnahmen notwendig sind, um die Einhaltung von Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften sicherzustellen, die mit den Bestimmungen dieses Obereinkommens nicht unvereinbar sind, und wenn diese Praktiken 
nicht in einer Weise angewendet werden, die eine verschleierte Handelsbeschrankung bilden wurde. 

Artlkel4 

Melstbegunstigung 

In bezug auf den Schutz des geistigen Eigentums werden Vorteile, Vergunstigungen, Sonderrechte und Befreiungen, die von einem 
Mitglied den Angehorigen eines anderen Landes gewahrt werden, sofort und bedingungslos den Angehorigen aller anderen Mitglieder 
gewiihrt. Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind von einem Mitglied gewahrte Vorteile, Vergunstigungen, Sonderrechte und 
Befreiungen, 

a) die sich aus internationalen Obereinkunften Ober Rechtshilfe oder Vollstreckung ableiten, die allgemeiner Art sind und sich nicht 
speziell auf den Schutz des geistigen Eigentums beschriinken; 

b) die gemiiB den Bestimmungen der Berner Obereinkunft (1971) oder des Rom-Abkommens gewahrt werden, in denen gestattet wird, 
daB die gewiihrte Behandlung nicht von der lnliinderbehandlung, sondern von der in einem anderen Land gewahrten Behandlung 
abhiingig gemacht wird; 

c) die sich auf die in diesem Obereinkommen nicht geregelten Rechte von ausubenden KOnstlern, Herstellern von Tontragern und 
Sendeunternehmen beziehen; 

d) die sich aus internationalen Obereinkunften betreffend den Schutz des geistigen Eigentums ableiten, die vor dem lnkrafttreten des 
WTO-Obereinkommens in Kraft getreten sind, vorausgesetzt, daB diese Obereinkunfte dem Rat fOr TRIPS notifiziert werden und 
keine willkurliche oder ungerechtfertigte Diskriminierung von AngehOrigen anderer Mitglieder darstellen. 

Artlkel5 

Mehrseitlge Obereinkunfte 
ilber den Erwerb oder die Aufrechterhaltung des Schutzes 

Die in den Artikeln 3 und 4 aufgefuhrten Verpflichtungen finden keine Anwendung auf Verfahren, die in im Rahmen der Weltorganisa­
tion fOr geistiges Eigentum geschlossenen mehrseitigen Obereinkunften betreffend den Erwerb oder die Aufrechterhaltung von Rechten 
des geistigen Eigentums enthalten sind. 

Artikel6 

Erschopfung 

Fur die Zwecke der Streitbeilegung im Rahmen dieses Obereinkommens dart vorbehaltlich der Artikel 3 und 4 dieses Obereinkommen 
nicht dazu verwendet werden, die Frage der Erschopfung von Rechten des geistigen Eigentums zu behandeln. 

Artlkel7 

Zlele 

Der Schutz und die Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums sollen zur Forderung der technischen Innovation sowie zur 
Weitergabe und Verbreitung von Technologie beitragen, dern beiderseitigen Vorteil der Erzeuger und Nutzer technischen Wissens 
dienen, in einer dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wohl zutraglichen Weise erfolgen und einen Ausgleich zwischen Rechten 
und Pflichten herstellen. 

') lm Sinne der Artikel3 und 4 schlieBt .Schutz" Angelegenherten ein, welche die Verfiigbarkert. den Erwerb. den Umlang, die Aulrechterhaltung und die Ourchsetzung von Rechten 
des geistigen Eigentums betrellen, sowie diejenigen Angelegenheitan, welche die Ausiibung von Rachten des geist;gan Eigentums betrellen, die in diesam Obereinkommen 
ausdriic:klich behandelt warden. 



232 
CAJ/34/3 

Anlage, Seite 10 

Artlkel8 

Gn1ndsitze 

(1) Die Mitglieder durfen bei der Abfassung oder Anderung ihrer Gesetze und sonstigen Vorschriften die MaBnahmen ergreifen, die 
zum Schutz der Offentlichen Gesundheit und Emahrung sowie zur Forderung des offentlichen Jnteresses in den fiir ihre sozio-Okonomi­
sche und technische Entwicklung lebenswichtigen Sektoren notwendig sind; jedoch mussen diese MaBnahmen mit diesem Oberein­
kommen vereinbar sein. 

(2) Geeignete MaBnahmen, die jedoch mit diesem Obereinkommen vereinbar sein mussen, konnen erfordertich sein, um den 
MiBbrauch von Rechten des geistigen Eigentums durch die Rechtsinhaber oder den Ruckgriff auf Praktiken, die den Handel 
unangemessen beschranken oder den intemationalen Technologietransfer nachteilig beeinflussen, zu verhindem. 

Abschnitt 5: 

Patente 

Artlkel27 

Patentfihlge Gegenstinde 

(1) Vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 ist vorzusehen, daB Patente fur Erfindungen auf allen Gebieten der Technik erhaltlich sind, 
sowohl fur Erzeugnisse als auch fiir Verfahren, vorausgesetzt, daB sie neu sind, auf einer erfinderischen Tatigkeit beruhen und 
gewerblich anwendbar sind.') Vorbehaltlich des Artikels 65 Absatz 4, des Artikels 70 Absatz 8 und des Absatzes 3 dieses Artikels sind 
Patente erhaltlich und konnen Patentrechte ausgeubt werden, ohne daB hinsichtlich des Ortes der Erfindung, des Gebiets der Technik 
oder danach, ob die Erzeugnisse eingefiihrt oder im Land hergestellt werden, diskriminiert werden dart. 

(2) Die Mitglieder konnen Erfindungen von der Patentierbarkeit ausschlieBen, wenn die Verhinderung ihrer gewerblichen Verwertung 
innerhalb ihres Hoheitsgebiets zum Schutz der offentlichen Ordnung oder der guten Sitten einschlieBiich des Schutzes des Lebens oder 
der Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen oder zur Vermeidung einer emsten Schadigung der Umwelt notwendig ist, 
vorausgesetzt, daB ein solcher AusschluB nicht nur deshalb vorgenommen wird, weil die Verwertung durch ihr Recht verboten ist. 

(3) Die Mitglieder konnen von der Patentierbarkeit auch ausschlieBen 

a) diagnostische, therapeutische und chirurgische Verfahren fiir die Behandlung von Menschen oder Tieren; 

b) Pflanzen und Tiere, mit Ausnahme von Mikroorganismen, und im wesentlichen biologische Verfahren fiir die Zuchtung von Pflanzen 
oder neren mit Ausnahme von nicht-biologischen und mikrobiologischen Verfahren. Die Mitglieder sehen jedoch den Schutz von 
Pflanzensorten entweder durch Patente oder durch ein wirksames System sui generis oder durch eine Kombination beider vor. Die 
Bestimmungen dieses Buchstabens werden vier Jahre nach dem lnkrafttreten des WTO-Obereinkommens uberpruft. 

Artike128 

Rechte aus dem Patent 

(1) Ein Patent gewahrt seinem lnhaber die folgenden ausschlieBiichen Rechte: 

a) wenn der Gegenstand des Patents ein Erzeugnis ist, es Dritten zu verbieten, ohne die Zustimmung des lnhabers folgende 
Handlungen vorzunehmen: Herstellung, Gebrauch, Anbieten zum Verkauf, Verkauf oder diesen Zwecken dienende Einfuhr") dieses 
Erzeugnisses; 

b) wenn der Gegenstand des Patents ein Verfahren ist, es Dritten zu verbieten, ohne die Zustimmung des lnhabers das Verfahren 
anzuwenden und folgende Handlungen vorzunehmen: Gebrauch, Anbieten zum Verkauf, Verkauf oder Einfuhr zu diesen Zwecken 
zumindest in bezug auf das unmittelbar durch dieses Verfahren gewonnene Erzeugnis. 

(2) Der Patentinhaber hat auch das Recht, das Patent rechtsgeschaftlich oder im Weg der Rechtsnachfolge zu ubertragen und 
Lizenzvertrage abzuschlieBen. 

Artikel29 

Bedingungen fur Patentanmelder 

(1) Die Mitglieder sehen vor, daB der Anmelder eines Patents die Erfindung so deutlich und vollstandig zu offenbaren hat, daB ein 
Fachmann sie ausfiihren kann, und konnen vom Anmelder vertangen, die dem Erfinder am Anmeldetag oder, wenn eine Prioritat in 
Anspruch genommen wird, am Prioritatstag bekannte beste Art der Ausfiihrung der Erfindung anzugeben. 

(2) Die Mitglieder konnen vom Anmelder eines Patents vertangen, Angaben uber seine entsprechenden auslandischen Anmeldungen 
und Erteilungen vorzulegen. 

') lm Sinne dieses Artikels kann ein Mitglied die Begrilfe .erfinderische Tlitigkeit" und .gewerbli<:h anwendbar" als Synonyme der Begrilfe .nieht naheliegend" beziehungsweise 
.niitzlich" auflassen. 

') Dieses Recht unterfiegt ebenso wie aile sonstigen nach diesem Obereinkommen gewiihrten Rechte in bezug auf Gebrauch, Verkauf, Einfuhr oder sonstigen Vertrieb von Waren 
Artike16. 
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Artikel30 

Ausnahmen von den Rechten aus dem Patent 
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Die Mitglieder konnen begrenzte Ausnahmen von den ausschlieBiichen Rechten aus einem Patent vorsehen, sofem solche 
Ausnahmen nicht unangemessen im Widerspruch zur normalen Verwertung des Patents stehen und die berechtigten lnteressen des 
lnhabers des Patents nicht unangemessen beeintrachtigen, wobei auch die berechtigten lnteressen Critter zu beriicksichtigen sind. 

Artikel31 

Sonstige Benutzung ohne Zustimmung des Rechtsinhabers 

L.aBt das Recht eines Mitglieds die sonstige Benutzung 7) des Gegenstands eines Patents ohne die Zustimmung des Rechtsinhabers 
zu, einschlieBiich der Benutzung durch die Regierung oder von der Regierung ermi:ichtigte Dritte, so sind folgende Bestimmungen zu 
beachten: 

a) die Erlaubnis zu einer solchen Benutzung wird aufgrund der Umstande des Einzelfalls gepruft; 

b) eine solche Benutzung dart nur gestattet werden, wenn vor der Benutzung derjenige, der die Benutzung plant, sich bemuht hat, die 
ZUstimmung des Rechtsinhabers zu angemessenen geschaftsublichen Bedingungen zu erhalten, und wenn diese Bemuhungen 
innerhalb einer angemessenen Frist erfolglos geblieben sind. Auf dieses Erfordemis kann ein Mitglied verzichten, wenn ein 
nationaler Notstand oder sonstige Umstande von auBerster Dringlichkeit vorliegen oder wenn es sich um eine offentliche, nicht 
gewerbliche Benutzung handelt. Bei Vorliegen eines nationalen Notstands oder sonstiger Umstande von auBerster Dringlichkeit ist 
der Rechtsinhaber gleichwohl so bald wie zumutbar und durchfuhrbar zu verstandigen. Wenn im Fall offentlicher, nicht gewerblicher 
Benutzung die Regierung oder der Untemehmer, ohne eine Patentrecherche vorzunehmen, weiB oder nachweisbaren Grund hat zu 
wissen, daB ein gultiges Patent von der oder fOr die Regierung benutzt wird oder werden wird, ist der Rechtsinhaber umgehend zu 
unterrichten; 

c) Umfang und Dauer einer solchen Benutzung sind auf den Zweck zu begrenzen, fOr den sie gestattet wurde, und im Fall der 
Halbleitertechnik kann sie nur fOr den offentlichen, nicht gewerblichen Gebrauch oder zur Beseitigung einer in einem Gerichts- oder 
Verwaltungsverfahren festgestellten wettbewerbswidrigen Praktik vorgenommen werden; 

d) eine solche Benutzung muB nicht ausschlieBiich sein; 

e) eine solche Benutzung kann nur zusamrroen mit dem Teil des Untemehmens oder des Goodwill, dem diese Benutzung zusteht, 
ubertragen werden; 

f) eine solche Benutzung ist vorwiegend fur die Versorgung des Binnenmarkts des Mitglieds zu gestatten, das diese Benutzung 
gestattet; 

g) die Gestattung einer solchen Benutzung ist vorbehaltlich eines angemessenen Schutzes der berechtigten lnteressen der zu ihr 
ermachtigten Personen zu beenden, sofem und sobald die Umstande, die zu ihr gefuhrt haben, nicht mehr vorliegen und 
wahrscheinlich nicht wieder eintreten werden. Die zustandige Stelle muB die Befugnis haben, auf begrundeten Antrag hin die 
Fortdauer dieser Umstande zu uberpriifen; 

h) dem Rechtsinhaber ist eine nach den Umstanden des Falles angemessene Vergutung zu leisten, wobei der wirtschaftliche Wert der 
Erlaubnis in Betracht zu ziehen ist; 

i) die Rechtsgultigkeit einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Erlaubnis zu einer solchen Benutzung unterliegt der Nachpru­
fung durch ein Gericht oder einer sonstigen unabhangigen Nachpriifung durch eine gesonderte ubergeordnete Behorde in dem 
betreffenden Mitglied; 

j) jede Entscheidung betreffend die in bezug auf eine solche Benutzung vorgesehene Vergutung unterliegt der Nachprufung durch ein 
Gericht oder einer sonstigen unabhi:ingigen Nachprufung durch eine gesonderte ubergeordnete Behorde in dem betreffenden 
Mitglied; 

k) die Mitglieder sind nicht verpflichtet, die unter den Buchstaben b und f festgelegten Bedingungen anzuwenden, wenn eine solche 
Benutzung gestattet ist, um eine in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren festgestellte wettbewerbswidrige Praktik abzustel­
len. Die Notwendigkeit, eine wettbewerbswidrige Praktik abzustellen, kann in solchen Fallen bei der Festsetzung des Betrags der 
Vergutung beriicksichtigt werden. Die zustandigen Stellen sind befugt, eine Beendigung der Erlaubnis abzulehnen, sofem und 
sobald die Umsti:inde, die zur Gewahrung der Erlaubnis gefOhrt haben, wahrscheinlich wieder eintreten werden; 

I) wenn eine solche Benutzung gestattet ist, um die Verwertung eines Patents (,zweites Patent") zu ermoglichen, das nicht verwertet 
werden kann, ohne ein anderes Patent (.erstes Patent") zu verletzen, kommen die folgenden zusatzlichen Bedingungen zur 
Anwendung: 

i) die im zweiten Patent beanspruchte Erfindung muB gegenuber der im ersten Patent beanspruchten Erfindung einen wichtigen 
technischen Fortschritt von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung aufweisen; 

ii) der lnhaber des ersten Patents muB das Recht auf eine Gegenlizenz zu angemessenen Bedingungen fur die Benutzung der im 
zweiten Patent beanspruchten Ertindung haben, und 

iii) die Benutzungserlaubnis in bezug auf das erste Patent kann nur zusammen mit dem zweiten Patent ubertragen werden. 

Artikel32 

WiderrufNerfall 

Es ist eine Moglichkeit zur gerichtlichen Oberpriifung von Entscheidungen, mit denen Patente widerrufen oder fur verfallen erklart 
werden, vorzusehen. 

') Mit .SOnstlger Benutzung· ist eine andere als die nach Artikel 30 ertaubte Benutzung gemeint. 
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Artlkel33 

Schutzdauer 

Die erhlUtliche Schutzdauer endet nicht vor dem Ablaut einer Frist von 20 Jahren, gerechnet ab dem Anmeldetag.') 

Abschnitt 8: 

Kontrolle wettbewerbswidriger Praktiken in vertraglichen Uzenzen 

Artlkel40 

(1) Die Mitglieder sind sich darin einig, daB gewisse Praktiken oder Bestimmungen bei der Vergabe von Lizenzen an Rechten des 
geistigen Eigentums, die den Wettbewerb beschranken, nachteilige Auswirkungen auf den Handel haben konnen und die Weitergabe 
und Verbreitung von Technologie behindem konnen. 

(2) Dieses Obereinkommen hindert die Mitglieder nicht daran, in ihren Rechtsvorschriften Uzenzierungspraktiken und Lizenzbedin­
gungen aufzufuhren, die in bestimmten Fallen einen MiBbrauch von Rechten des geistigen Eigentums mit nachteiligen Auswirkungen 
auf den Wettbewerb auf dem entsprechenden Mark! bilden konnen. Wie vorstehend vorgesehen, kann ein Mitglied im Einklang mit den 
sonstigen Bestimmungen dieses Obereinkommens geeignete MaBnahmen ergreifen, um solche Praktiken, zu denen zum Beispiel 
Bestimmungen uber exklusive Rucklizenzen, uber die Verhinderung von Angriffen auf die Gultigkeit sowie erzwungene Paketlizenzen 
gehOren konnen, unter Berucksichtigung seiner einschlagigen Gesetze und sonstigen Vorschriften zu verhindem oder zu kontrollie­
ren. 

(3) Auf Ersuchen tritt ein Mitglied mit einem anderen Mitglied, das Grund zur Annahme hat, daB der lnhaber eines Rechts des 
geistigen Eigentums, der Angehoriger des Mitglieds ist, an welches das Ersuchen um Konsultationen gerichtet wurde, oder der dort 
seinen Wohnsitz hat, Praktiken betreibt, mit denen die den Gegenstand dieses Abschnitts betreffenden Gesetze und sonstigen 
Vorschriften des ersuchenden Mitglieds verletzt werden, und das die Einhaltung dieser Rechtsvorschriften wunscht, in Konsultationen 
ein unbeschadet jeder MaBnahme nach dem Recht des jeweiligen Mitglieds und der volligen Freiheit einer abschlief3enden Entschei­
dung des jeweiligen Mitglieds. Das Mitglied, an welches das Ersuchen gerichtet wurde, prlift die Frage von Konsultationen mit dem 
ersuchenden Mitglied umfassend und wohlwollend, bietet angemessene Gelegenheit fur solche Konsultationen und wirkt dadurch mit, 
daB es offentlich verfugbare nicht vertrauliche lnformationen, die tar die fragliche Angelegenheit von Bedeutung sind, sowie andere ihm 
zugangliche lnformationen zur Verfugung stellt, vorbehaltlich innerstaatlicher Rechtsvorschriften und des Abschlusses beide Seiten 
zufriedenstellender Vereinbarungen uber die Wahrung ihrer Vertraulichkeit durch das ersuchende Mitglied. 

(4) Einem Mitglied, dessen Angehorige oder Gebietsansiissige in Verfahren in einem anderen Mitglied wegen einer angeblichen 
Verletzung der Gesetze und sonstigen Vorschriften dieses anderen Mitglieds in bezug auf den Gegenstand dieses Abschnitts verwickelt 
sind, ist auf Ersuchen durch das andere Mitglied Gelegenheit zu Konsultationen unter den in Absatz 3 aufgetahrten Bedingungen zu 
geben. 
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Tell Ill 

Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 

Abschnitt 1 : 

Allgemeine Pflichten 

Artlkel41 

(1) Die Mitglieder stellen sicher, daB die in diesem Teil aufgefuhrten Durchsetzungsverfahren in ihrem Recht vorgesehen werden, um 
ein wirksames Vorgehen gegen jede Verletzung von unter dieses Obereinkommen fallenden Rechten des geistigen Eigentums 
einschlieBiich Eilverfahren zur Verhinderung von Verletzungshandlungen und Rechtsbehelfe zur Abschreckung von weiteren Verlet· 
zungshandlungen zu ermoglichen. Diese Verfahren sind so anzuwenden, daB die Errichtung von Schranken fOr den rechtmaBigen 
Handel vermieden wird und die Gewahr gegen ihren MiBbrauch gegeben ist. 

(2) Die Verfahren zur Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums mussen fair und gerecht sein. Sie durfen nicht unnotig 
kompliziert oder kostspielig sein und keine unangemessenen Fristen oder ungerechtfertigten Verz6gerungen mit sich bringen. 

(3) Sachentscheidungen sind vorzugsweise schriftlich abzufassen und mit Grunden zu versehen. Sie mussen zumindest den 
Verfahrensparteien ohne ungebuhrliche Verzogerung zur Verfugung gestellt werden. Sachentscheidungen durfen sich nur auf Beweise 
stutzen, zu denen die Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme hatten. 

(4) Die Parteien eines Verfahrens erhalten Gelegenheit zur NachprOfung von Endentscheidungen der Verwaltungsbehorden durch ein 
Gerich! und, vorbehaltlich der Bestimmungen uber die gerichtliche Zustandigkeit im innerstaatlichen Recht des Mitglieds in bezug auf 
die Bedeutung einer Rechtssache, zumindest auch der Rechtsfragen erstinstanzlicher Sachentscheidungen der Gerichte. Es besteht 
jedoch keine Verpflichtung, eine Gelegenheit zur NachprQfung von FreisprOchen in Strafverfahren vorzusehen. 

(5) Es besteht Einvemehmen darOber, daB dieser Teil weder eine Verpflichtung begrOndet, ein gerichtliches System fur die 
Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums getrennt von dem fOr die Durchsetzung des Rechts im allgemeinen zu errichten, 
noch die Fahigkeit der Mitglieder berOhrt, ihr Recht allgemein durchzusetzen. Dieser Teil schafft keine Verpflichtung hinsichtlich der 
Aufteilung von Mitteln fur Zwecke der Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums und fur Zwecke der Durchsetzung des 
Rechts im allgemeinen. 

Abschnitt 2: 

Zivil· und Verwaltungsverfahren und Rechtsbehelfe 

Artikel42 

Faire und gerechte Verfahren 

Die Mitglieder stellen den Rechtsinhabem ") zivilprozessuale Verfahren fOr die Durchsetzung aller unter dieses Obereinkommen 
fallenden Rechte des geistigen Eigentums zur Verfugung. Die beklagte Partei hat Anspruch auf rechtzeitige schriftliche Benachrichti· 
gung, die genugend Einzelheiten einschlieBiich der Grundlage fOr den Anspruch enthalt. Den Parteien ist zu gestatten, sich durch einen 
unabhangigen Rechtsanwalt vertreten zu lassen, und im Verfahren durfen keine ObermaBig erschwerten Anforderungen hinsichtlich der 
Notwendigkeit des personlichen Erscheinens gestellt werden. Aile Parteien solcher Verfahren sind berechtigt, ihre Anspruche zu 
begrOnden und aile sachdienlichen Beweismittel vorzulegen. Das Verfahren muB Moglichkeiten vorsehen, vertrauliche lnformationen 
festzustellen und zu schutzen, sofem dies nicht bestehenden verfassungsrechtlichen Erfordemissen zuwiderlaufen wurde. 

Artlkel43 

Beweise 

(1) Hat eine Partei aile vemOnftigerweise verfOgbaren Beweismittel zur hinreichenden BegrOndung ihrer AnsprOche vorgelegt und 
rechtserhebliche Beweismittel zur BegrOndung ihrer AnsprOche, die sich in der VerfOgungsgewalt der gegnerischen Partei befinden, 
bezeichnet, so sind die Gerichte befugt anzuordnen, daB diese Beweismittel von der gegnerischen Partei vorgelegt werden, gegebenen· 
falls unter Bedingungen, die den Schutz vertraulicher lnformationen gewahrleisten. 

(2) In Fallen, in denen eine ProzeBpartei aus eigenem Willen und ohne stichhaltigen Grund den Zugang zu notwendigen lnformatio­
nen verweigert oder diese nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder ein Verfahren zur Durchsetzung eines Rechts 
wesentlich behindert, kann ein Mitglied die Gerichte ermachtigen, auf der Grundlage der ihnen vorgelegten lnformationen, einschlieBiich 
der Klageschrift oder des Vorbringens der durch die Verweigerung des Zugangs zu den lnformationen beschwerten Partei, bestatigende 
oder abweisende Entscheidungen vorlaufiger und endgOitiger Art zu treffen, sofem die Parteien die Gelegenheit hatten, zu dem 
Vorbringen und den Beweisen Stellung zu nehmen. 

Artikel44 

Unterlassungsanordnungen 

(1) Die Gerichte sind befugt, gegenuber einer Partei anzuordnen, daB eine Rechtsverletzung zu unterlassen ist, unter anderem um zu 
\lerhindem, daB eingefOhrte Waren, die eine Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums mit sich bringen, unmittelbar nach der 
Zollfreigabe in die in ihrem Zustandigkeitsbereich liegenden Vertriebswege gelangen. Die Mitglieder sind nicht verpflichtet, diese 
Befugnisse auch in bezug auf einen geschutzten Gegenstand zu gewahren, der von einer Person erworben oder bestellt wurde, bevor 
sie wuBte oder vemunftigerweise hatte wissen mussen, daB der Handel mit diesem Gegenstand die Verletzung eines Rechts des 
geistigen Eigentums nach sich ziehen wurde. 

") lm Sinne dieses Teils schlieBt der Begriff .Rechtsinhaber" auch Verbiinde und Vereinigungen ein, die gesetzhch zur Geltendmachung solcher Rechte befugt sind. 

235 
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(2) Ungeachtet der anderen Bestimmungen dieses Teils und unter der Voraussetzung, daB die Bestimmungen des Teils II, in denen 
es speziell um die Benutzung durch Regierungen oder durch von einer Regierung ermachtigte Dritte ohne Zustimmung des Rechtsinha· 
bers geht, eingehalten werden, k6nnen die Mitglieder die gegen eine seiche Benutzung zur VerfUgung stehenden Anspniche auf cfJe 
Zahlung einer VergOtung nach Artikel 31 Buchstabe h beschninken. In anderen Fallen finden die in diesem Teil festgelegten 
Rechtsbehelfe Anwendung oder sind, wenn diese Rechtsbehelfe nicht im Einklang mit dem Recht eines Mitglieds stehen, Feststellungs· 
urteile und angemessene Entsch8digung vorzusehen. 

Artike145 

Schadensersatz 

(1) Die Gerichte sind befugt anzuordnen, daB der Verletzer dem Rechtsinhaber zum Ausgleich des von diesem wegen einer 
Verletzung seines Rechts des geistigen Eigentums durch einen Verletzer, der wuBte oder vemOnftigerweise hatte wissen mOssen, daB 
er eine Verletzungshandlung vomahm, ertittenen Schadens angemessenen Schadensersatz zu leisten hat. 

(2) Die Gerichte sind femer befugt anzuordnen, daB der Verletzer dem Rechtsinhaber die Kosten zu erstatten hat, zu denen auch 
angemessene Anwaltshonorare gehoren konnen. In geeigneten Fallen kOnnen die Mitglieder die Gerichte ermachtigen, die Herausgabe 
der Gewinne und/oder die Zahlung eines festgelegten Schadensersatzbetrags selbst dann anzuordnen, wenn der Verletzer nicht wuBte 
oder nicht vemOnftigerweise hatte wissen mOssen, daB e.r eine Verletzungshandlung vomahm. 

Artlkel46 

Sonstlge Rechtsbehelfe 

Um wirksam von Verletzungen abzuschrecken, sind die Gerichte befugt anzuordnen, daB Ober Waren, die nach ihren Feststellungen 
ein Recht verletzen, ohne Entsch!digung irgendwelcher Art auBerhalb der Vertriebswege so verfOgt wird, daB dem Rechtsinhaber kein 
Schaden entstehen kann, oder daB sie vemichtet werden, sofem dies nicht bestehenden verfassungsrechtlichen Erfordemissen 
zuwiderlaufen wOrde. Die Gerichte sind femer befugt anzuordnen, daB Ober Material und Werkzeuge, die vorwiegend zur Herstellung 
der rechtsverletzenden Waren verwendet wurden, ohne Entschadigung irgendwelcher Art auBerhalb der Vertriebswege so verfOgt wire!, 
daB die Gefahr weiterer Rechtsverletzungen moglichst gering gehalten wird. Bei der Pnifung derartiger Antrage sind die Notwendigkeit 
eines angemessenen Verhaltnisses zwischen der Schwere der Rechtsverletzung und den angeordneten MaBnahmen sowie die 
lnteressen Critter zu berOcksichtigen. Bei nachgeahmten Markenwaren reicht das einfache Entfemen der rechtswidrig angebrachten 
Marke auBer in Ausnahmefallen nicht aus, um eine Freigabe der Waren in· die Vertriebswege zu gestatten. 

Artlkel47 

Recht auf Auskunft 

Die Mitglieder konnen vorsehen, daB die Gerichte befugt sind anzuordnen, daB der Verletzer dem Rechtsinhaber Auskunft Ober die 
ldentitat Critter, die an der Herstellung und am Vertrieb der rechtsverletzenden Waren oder Dienstleistungen beteiligt waren, und Ober 
ihre Vertriebswege erteilen muB, sofem dies nicht auBer Verhaltnis zur Schwere der Verletzung steht. 

Artlkel48 

Entschidlgung des Beklagten 

(1) Die Gerichte sind befugt anzuordnen, daB eine Partei, auf deren Antrag hin MaBnahmen ergriffen wurden und die Durchsetzungs· 
verfahren miBbrauchlich benutzt hat, einer zu Unrecht mit einem Verbot oder einer Beschrankung belegten Partei angemessene 
Entschadigung fOr den durch einen solchen MiBbrauch erlittenen Schadan zu leisten hat. Die Gerichte sind femer befugt anzuordnen, 
daB der Antragsteller dem Antragsgegner die Kosten zu erstatten hat, zu denen auch angemessene Anwaltshonorare gehOren 
konnen. 

(2) In bezug auf die Anwendung von Rechtsvorschriften Ober den Schutz oder die Durchsetzung von Rechten des geistigen 
Eigentums dOrfen die Mitglieder sowohl BehOrden als auch Beamte von der Haftung auf angemessene Wiedergutmachung nur 
freistellen, wenn ihre Handlungen in gutem Glauben bei der Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorgenommen oder untemommen 
werden. 

Artlke149 

VerwaHungsverfahren 

Soweit zivilrechtliche Anspniche als Ergebnis von Sachentscheidungen im Verwaltungsverfahren zuerkannt werden konnen, mOssen 
diese Verfahren Grundsatzen entsprechen, die im wesentlichen den in diesem Abschnitt dargelegten gleichwertig sind. 

Abschnitt 3: 

Einstweilige MaBnahmen 

ArtlkeiSO 

(1) Die Gerichte sind befugt, schnelle und wirksame einstweilige MaBnahmen anzuordnen, 

a) um die Verletzung eines Rechts des geistigen Eigenturns zu verhindem, und insbesondere, um zu verhindem, daB Waren, 
einschlieBiich eingefOhrter Waren unmittelbar nach der Zollfreigabe, in die innerhalb ihres Zustandigkeitsbereichs liegenden 
Vertriebswege gelangen; 

b) um einschlagige Beweise hinsichtlich der behaupteten Rechtsverletzung zu sichem. 

(2) Die Gerichte sind befugt, gegebenenfalls einstweilige MaBnahmen ohne AnhOrung der anderen Partei zu treffen, insbesondere 
dann, wenn durch eine Verzogerung dem Rechtsinhaber wahrscheinlich ein nicht wiedergutzumachender Schaden entstOnde oder 
wenn nachweislich die Gefahr besteht, daB Beweise vemichtet werden. 



• CAJ/34/3 
Anlage, Seite 15 

237 

(3) Die Gerichte sind befugt, dem Antragsteller aufzuertegen, aile vemunftigerweise verfugbaren Beweise vorzulegen, um sich mit 
ausreichender Sicherheit davon uberzeugen zu konnen, daB der Antragsteller der Rechtsinhaber ist und daB das Recnt des 
Antragstellers vertetzt wird oder daB eine solche Vertetzung droht, und anzuordnen, daB der Antragsteller eine Kaution zu stellen oder 
eine entsprechende Sicherheit zu leisten hat, die ausreicht, um den Antragsgegner zu schutzen und einem MiBbrauch vorzubeugen. 

(4) Wenn einstweilige MaBnahmen ohne Anhorung der anderen Partei getroffen wurden, sind die betroffenen Parteien spatestens 
unverziiglich nach der Vollziehung der MaBnahmen davon in Kenntnis zu setzen. Auf Antrag des Antragsgegners findet eine Prufung, 
die das Recht zur Stellungnahme einschlieBt, mit dem Ziel statt, innerhalb einer angemessenen Frist nach der Mitteilung der 
MaBnahmen zu entscheiden, ob diese abgeandert, aufgehoben oder bestatigt werden sollen. 

' (5) Der Antragsteller kann aufgefordert werden, weitere lnformationen vorzulegen, die fUr die ldentifizierung der betreffenden Waren 
durch die BehOrde, welche die einstweiligen MaBnahmen vollzieht, notwendig sind. 

(6) Unbeschadet des Absatzes 4 werden aufgrund der Absatze 1 und 2 ergriffene einstweilige MaBnahmen auf Antrag des 
Antragsgegners aufgehoben oder auf andere Weise auBer Kraft gesetzt, wenn das Verfahren, das zu einer Sachentscheidung fiihrt, 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist eingeleitet wird, die entweder von dem die MaBnahmen anordnenden Gerich! festgelegt wird, 
sofern dies nach dern Recht des Mitglieds zulassig ist, oder, wenn es nicht zu einer solchen Festlegung kornrnt, 20 Arbeitstage oder 31 
Kalendertage, wobei der langere der beiden Zeitraurne gilt, nicht uberschreitet. 

(7) Werden einstweilige MaBnahrnen aufgehoben oder warden sie aufgrund einer Handlung oder Untertassung des Antragstellers 
hinfallig oder wird in der Folge festgestellt, daB keine Vertetzung oder drohende Vertetzung eines Rechts des geistigen Eigenturns 
verlag, so sind die Gerichte befugt, auf Antrag des Antragsgegners anzuordnen, daB der Antragsteller dern Antragsgegner angernesse­
nen Ersatz fiir durch diese MaBnahrnen entstandenen Schaden zu leisten hat. 

(8) Soweit einstweilige MaBnahrnen aufgrund von Verwaltungsverfahren angeordnet werden konnen, rniissen diese Verfahren 
Grundsatzen entsprechen, die irn wesentlichen den in diesern Abschnitt dargelegten gleichwertig sind. 

Abschnitt 4: 

Besondere Erfordemisse bei GrenzmaBnahmen '2) 

Artlkel51 

Aussetzung der Freigabe durch die Zollbehorden 

Die Mitglieder sehen gernaB den nachstehenden Bestirnrnungen Verfahren 13) vor, die es dern Rechtsinhaber, der den begrundeten 
Verdacht hat, daB es zur Einfuhr von nachgeahrnten Marken oder unertaubt hergestellten urheberrechtlich geschiitzten Waren") 
kornrnen kann, ermoglichen, bei den zustandigen Gerichten oder Verwaltungsbehorden schriftlich zu beantragen, daB die ZollbehOrden 
die Freigabe dieser Waren in den freien Verkehr aussetzen. Die Mitglieder konnen vorsehen, daB ein solcher Antrag auch in bezug auf 
Waren gestellt werden kann, bei denen es urn andere Vertetzungen von Rechten des geistigen Eigenturns geht, sofern die Erfordernisse 
dieses Abschnitts beachtet werden. Die Mitglieder konnen ferner entsprechende Verfahren betreffend die Aussetzung der Freigabe 
rechtsverletzender Waren, die fiir die Ausfuhr aus ihren Hoheitsgebieten bestirnrnt sind, vorsehen. 

Artikel 52 

Antrag 

Ein Rechtsinhaber, der die in Artikel 51 aufgefuhrten Verfahren in Gang bringt, rnuB ausreichende Beweise vorlegen, urn die 
zustandigen Behorden davon zu iiberzeugen, daB nach MaBgabe des Rechts des Einfuhrlands prima facie eine Verletzung des Rechts 
des geistigen Eigenturns des Rechtsinhabers vorliegt, sowie eine hinreichend genaue Beschreibung der Waren, urn sie fUr die 
ZollbehOrden Ieicht erkennbar zu rnachen. Die zustandigen Stellen setzen innerhalb einer angernessenen Frist den Antragsteller davon 
in Kenntnis, ob sie den Antrag angenornrnen haben, und davon, innerhalb welchen Zeitraurns die Zollbehorden MaBnahrnen ergreifen 
werden, sofern ein solcher von den zustandigen Stellen festgelegt worden ist. 

Artikel53 

Kaution oder gleichwertige Sicherheitsleistung 

(1) Die zustandigen Stellen sind befugt, vorn Antragsteller eine Kaution oder eine gleichwertige Sicherheitsleistung zu vertangen, die 
ausreicht, um den Antragsgegner und die zustandigen Stellen zu schiitzen und einern MiBbrauch vorzubeugen. Eine solche Kaution 
oder gleichwertige Sicherheitsleistung dart nicht unangernessen von der lnanspruchnahrne dieser Verfahren abschrecken. 

(2) Wenn aufgrund eines Antrags nach diesern Abschnitt von den Zollbehorden auf der Grundlage einer nicht von einern Gerich! oder 
einer sonstigen unabhangigen Stelle getroffenen Entscheidung die Freigabe von Waren, welche die Rechte an gewerblichen Mustern 
und Modellen, Patenten, Layout-Designs oder nicht offenbarten lnformationen betreffen, in den freien Verkehr ausgesetzt wurde und 
wenn die in Artikel 55 festgelegte Frist verstrichen ist, ohne daB die hierzu befugte Stelle eine einstweilige MaBnahrne getroffen hat, und 
sofern aile anderen Einfuhrvoraussetzungen erfiillt sind, hat der Eigentiirner, der Einfiihrer oder der Ernpfanger solcher Waren das 
Recht auf deren Freigabe nach Leistung einer Sicherheit in Hohe eines Betrags, der zurn Schutz des Rechtsinhabers vor einer 

") Hat e.n Mitglied im wesentlichen aile Kontrollen iiber den Verkehr von Waren iiber seine Grenze mit einem anderen Mitglied. m~ dem es Teil einer Zollunion bildet. abgebaut. so 
braucht as d1e Best1mmungen d1eses Abschn~ an der betreffenden Grenze nicht anzuwenden. 

'') Es besteht Einvemehmen, daB keine Verpflichtung besteht. solche Verfahren aut die Einfuhr von Waren, die in einem anderen Land vom Rechtsinhaber oder mit seiner 
Zustimmung in den Verkehr gebracht wurden, oder aut Waren im Transit anzuwenden. 

") lm Sinne dieses Obereinkommens sind 

a) .nachgeahmte Markenwaren" Waren einschlieBiich Verpackungen, auf denen unbefugt eine Marke angebracht ist, die mit einer rechtsgiiltig fur solche Waren eingetragenen 
Marke 1dentisch ist oder die sich in ihren wesentlichen Merkmalen nicht von e1ner solchen Marke unterscheiden liBI und die dadurch nach MaBgabe des Rechts des 
Einfuhrlands die Rechte des lnhabers der betreffenden Marks vertetzt; 

b) .unertaubt hergestellte urheberrechUich geschiitzte Waren" Waren, die ohne Zustimmung des Rechtsinhabets oder der vom Rechtsinhaber im Land der Herstellung 
ordnungsgemaB ermiichtigten Person hergestel~e Verviei!A~igungsstiieke sind und die unmittelbar oder mittelbar von einem Gegenstend gemacht wurden. dessen 
Vervielfii~igung die Vertetzung eines Urheberrechts oder eines verwandten Schutzrechts nach MaBgabe des Rechts des Eintuhrtands dargestel~ h4tte. 
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Vertetzung ausreicht. Die Leistung einer solchen Sichertleit dart nicht den Ruckgriff des Rechtsinhabers auf andere Rechtsbehelfe 
beeintrachtigen, wobei davon ausgegangen wird, daB die Sichemeit freigegeben wird, wenn der Rechtsinhaber nicht innemalb einer 
angemessenen Frist seinen Anspruch geltend macht. 

Artlkel54 

Mitteilung der Ausaetzung 

Der Einfuhrer und der Antragsteller werden umgehend von der Aussetzung der Freigabe von Waren nach Artikel 51 in Kenntnis 
gesetzt. 

Artlkel55 

Dauer der Aussetzung 

Sind die Zollbehorden nicht innemalb einer Frist von zehn Arbeitstagen nach der Mitteilung der Aussetzung an den Antragsteller 
davon in Kenntnis gesetzt worden, daB ein zu einer Sachentscheidung tuhrendes Verfahren von einer anderen Partei als dem 
Antragsgegner in Gang gesetzt worden ist oder daB die hierzu befugte Stelle einstweilige MaBnahmen getroffen hat, um die Aussetzung 
der Freigabe der Waren zu verlingem, so sind die Waren freizugeben, sofem aile anderen Voraussetzungen tar die Einfuhr oder 
Ausfuhr erfUIIt sind; in geeigneten FAllen kann diese Frist um weitere zehn Arbeitstage verlangert werden. 1st ein zu einer Sachentschei­
dung tuhrendes Verfahren eingeleitet worden, so findet auf Antrag des Antragsgegners eine Prufung, die das Recht zur Stellungnahme 
einschlieBt, mit dem Ziel statt, innemalb einer angemessenen Frist zu entscheiden, ob diese MaBnahmen abgeandert, aufgehoben oder 
bestatigt werden sollen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen findet Artikel 50 Absatz 6 Anwendung, wenn die Aussetzung der 
Freigabe von Waren nach MaBgabe einer einstweiligen gerichtlichen MaBnahme durchgetuhrt oder fortgefuhrt wird. 

Artlkel56 

Entschidigung des Einfiihrers und des Elgentiimers der Waren 

Die zustandigen Stellen sind befugt anzuordnen, daB der Antragsteller dem Einfuhrer, dem Empfanger und dem Eigentumer der 
Waren angemessenen Ersatz fur aile Schaden zu leisten hat, die sie aufgrund der unrechtmaBigen Zuruckhaltung von Waren oder 
aufgrund der Zuruckhaltung von nach Artikel 55 freigegebenen Waren erlitten haben. 

Artlkel57 

Recht auf Untersuchung und Auskunft 

Unbeschadet des Schutzes vertraulicher lnformationen ermachtigen die Mitglieder die zustandigen Stellen, dem Rechtsinhaber 
ausreichend Gelegenheit zu geben, die von den Zollbehorden zuruckgehaltenen Waren untersuchen zu lassen, um seine Anspruche 
begrunden zu konnen. Die zustandigen Stellen haben femer die Befugnis, dem Einfuhrer eine gleichwertige Gelegenheit zu bieten, 
solche Waren untersuchen zu lassen. 1st eine Sachentscheidung zugunsten des Rechtsinhabers ergangen, so konnen die Mitglieder die 
zustandigen Stellen ermachtigen,.dem Rechtsinhaber die Namen und Anschriften des Absenders, des Einfuhrers und des Empfangers 
und die Menge der fraglichen Waren mitzuteilen. 

Artlke158 

Vorgehen von Amts wegen 

Sofem Mitglieder verlangen, daB die zustandigen Stellen von sich aus tatig werden und die Freigabe der Waren aussetzen, 
hinsichtlich deren ihnen ein Prima-facie-Beweis fUr eine Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums vorliegt, 

a) konnen die zustandigen Stellen jederzeit vom Rechtsinhaber Auskunfte einholen, die ihnen bei der Ausubung dieser Befugnisse 
helfen konnen, 

b) werden Einfuhrer und Rechtsinhaber umgehend von der Aussetzung in Kenntnis gesetzt. Hat der Eintuhrer bei den zustandigen 
Stellen ein Rechtsmittel gegen die Aussetzung eingelegt, so unterliegt die Aussetzung sinngemaB den in Artikel 55 festgelegten 
Bedingungen, 

c) stellen die Mitglieder sowohl Behorden als auch Beamte von der Haftung auf angemessene Wiedergutmachung nur frei, wenn 
Handlungen in gutem Glauben vorgenommen oder untemommen werden. 

Artlkel59 

Rechtsbehelfe 

Unbeschadet anderer Rechte des Rechtsinhabers und vorbehaltlich des Rechts des Antragsgegners, die Oberprufung durch ein 
Gericht zu beantragen, sind die zustandigen Stellen befugt, die Vemichtung oder Beseitigung der rechtsverletzenden Waren im 
Einklang mit den in Artikel 46 aufgefuhrten Grundsatzen anzuordnen. In bezug auf nachgeahmte Markenwaren gestatten die 
zustandigen Stellen nur ausnahmsweise die Wiederausfuhr der rechtsverletzenden Waren in unverandertem Zustand und unterwerfen 
sie nur in Ausnahmefallen einem anderen Zollverfahren. 

Artlkel60 

Elnfuhren in Kleln~tmengen 

Die Mitglieder konnen kleine Mengen von Waren ohne gewerblichen Charakter, die sich im personlichen Gepack von Reisenden oder 
in kleinen Sendungen befinden, von der Anwendung der vorstehenden Bestimmungen ausnehmen. 
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Abschnitt 5: 

Strafverfahren 

Artikel61 

Die Mitglieder sehen Strafveriahren und Strafen vor, die zumindest bei vorsatzlicher Nachahmung von Markenwaren oder vorsatzli­
cher unerlaubter Herstellung urheberrechtlich geschOtzter Waren in gewerbsmaBigem Umfang Anwendung linden. Die vorgesehenen 
Sanktionen umfassen zur Abschreckung ausreichende Haft- undloder Geldstrafen entsprechend dem StrafmaB, das auf entsprechend 
schwere Straftaten anwendbar ist. In geeigneten Fallen umfassen die vorzusehenden Sanktionen auch die Beschlagnahme, die 
Einziehung und die Vemichtung der rechtsverletzenden Waren und allen Materials und aller Werkzeuge, die Oberwiegend dazu 
verwendet wurden, die Straftat zu begehen. Die Mitglieder konnen Strafveriahren und Strafen fOr andere Faile der Vertetzung von 
Rechten des geistigen Eigentums vorsehen, insbesondere wenn die Handlungen vorsatzlich und in gewerbsmal3igem Umfang 
begangen werden. 

TeiiiV 

Erwerb und Aufrechterhaltung von Rechten des gelstlgen Eigentums 
und damit lm Zusammenhang stehende lnter-partes-Verfahren 

Artikel62 

(1) Die Mitglieder sind befugt, als Voraussetzung fOr den Erwerb oder die Aufrechterhaltung der in den Abschnitten 2 bis 6 des Teils II 
vorgesehenen Rechte des geistigen Eigentums die Beachtung angemessener Veriahren und Formlichkeiten vorzuschreiben. Solche 
Veriahren und Formlichkeiten mussen mit den Bestimmungen dieses Obereinkommens im Einklang stehen. 

(2) Wenn der Erwerb eines Rechts des geistigen Eigentums die Erteilung oder Eintragung des Rechts voraussetzt, stellen die 
Mitglieder sicher, dal3 die Veriahren fOr die Erteilung oder Eintragung, vorbehattlich der Erfullung der materiellrechtlichen Bedingungen 
fOr den Erwerb des Rechts, die Erteilung oder Eintragung innerhalb einer angemessenen Frist moglich machen, um eine ungerechtfer­
tigte Verkurzung der Schutzdauer zu vermeiden. 

(3) Artikel 4 der Pariser Verbandsubereinkunft (1967) findet sinngemal3 auf Dienstleistungsmarken Anwendung. 

(4) Die Veriahren betreffend den Erwerb oder die Aufrechterhaltung von Rechten des geistigen Eigentums und, sofem das Recht 
eines Mitglieds solche Veriahren vorsieht, der Widerruf im Verwaltungsweg und lnter-partes-Veriahren wie zum Beispiel Einspruch, 
Widerruf und Loschung, unterliegen den in Artikel 41 Absatze 2 und 3 dargelegten allgemeinen Grundsatzen. 

(5) Verwaltungsrechtliche Endentscheidungen in einem der in Absatz 4 genannten Verfahren unterliegen der NachprOfung durch ein 
Gericht oder eine gerichtsahnliche Einrichtung. Es besteht jedoch keine Verpflichtung, die Gelegenheit zu einer solchen Oberprufung 
von Entscheidungen in Fallen eines eriolglosen Einspruchs oder Widerrufs im Verwaltungsweg vorzusehen, sofem die GrOnde fOr 
solche Veriahren Gegenstand von Nichtigkeitsveriahren sein konnen. 

Teil V 

Streitvermeidung und -beilegung 

Artlkel63 

Transparenz 

(1) Gesetze und sonstige Vorschriften sowie allgemein anwendbare rechtskraftige gerichtliche Entscheidungen und Verwaltungsver­
fOgungen in bezug auf den Gegenstand dieses Obereinkommens (die VerfOgbarkeit, den Umfang, den Erwerb und die Durchsetzung 
von Rechten des geistigen Eigentums sowie die VerhOtung ihres MiBbrauchs), die in einem Mitglied rechtswirksam geworden sind, sind 
in einer Amtssprache zu veroffentlichen oder, wenn eine solche Veroffentlichung nicht durchfOhrbar ist, in einer Weise offentlich 
zuganglich zu machen, die es Regierungen und Rechtsinhabem ermoglicht, sich damit vertraut zu machen. Zwischen der Regierung 
oder einer Regierungsbehorde eines Mitglieds und der Regierung oder einer RegierungsbehOrde eines anderen Mitglieds in Kraft 
befindliche ObereinkOnfte Ober den Gegenstand dieses Obereinkommens sind gleichfalls zu veroffentlichen. 

(2) Die Mitglieder notifizieren dem Rat fOr TRIPS die in Absatz 1 genannten Gesetze und sonstigen Vorschriften, um den Rat bei der 
OberprOfung der Wirkungsweise dieses Obereinkommens zu unterstOtzen. Der Rat versucht, die im Zusammenhang mit der Eriullung 
dieser Pflicht entstehende Belastung der Mitglieder moglichst gering zu halten, und kann beschlieBen, auf die Pflicht zur Notifikation 
dieser Gesetze und sonstigen Vorschriften unmittelbar an den Rat zu verzichten, wenn Konsultationen mit der WIPO Ober die 
Einrichtung eines gemeinsamen Registers dieser Gesetze und sonstigen Vorschriften eriolgreich sind. In diesem Zusammenhang 
berOcksichtigt der Rat auch die im Hinblick auf die Notifikation eriorderlichen Mal3nahmen, die sich in EriOIIung der aus diesem 
Obereinkommen erwachsenden Verpflichtungen aus Artikel 6'"' der Pariser VerbandsObereinkunft (1967) ergeben. 

(3) Die Mitglieder sind bereit, in Beantwortung eines schriftlichen Ersuchens eines anderen Mitglieds lnformationen der in Absatz 1 
angefOhrten Art zur VeriOgung zu stellen. Ein Mitglied, das Grund zu der Annahme hat, dal3 eine bestimmte gerichtliche Entscheidung 
oder Verwaltungsveriugung oder zweiseitige Obereinkunft auf dem Gebiet der Rechte des geistigen Eigentums seine Rechte nach 
diesem Obereinkommen beruhrt, kann auch schriftlich darum ersuchen, Zugang zu solchen bestimmten Entscheidungen oder 
VerwaltungsveriOgungen oder zweiseitigen ObereinkOnften zu erhalten oder davon ausreichend genau in Kenntnis gesetzt zu wer­
den. 

(4) Die Absatze 1, 2 und 3 verpflichten die Mitglieder nicht, vertrauliche lnformationen zu offenbaren, wenn dies die Durchsetzung der 
Gesetze behindem oder sonst dem offentlichen Interesse zuwidertaufen oder den berechtigten kommerziellen lnteressen bestimmter 
offentlicher oder privater Untemehmen schaden wOrde. 

239 
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Artlkel64 

Streltbellegung 

(1) Die Artikel XXII und XXIII des GATT 1994, wie sie durch die Vereinbarung Qber Streitbeilegung im einzelnen ausgefuhrt und 
angewendet warden, finden auf Konsultationen und die Streitbeilegung nach diesem Obereinkommen Anwendung, sofem hierin nicht 
ausdrOcklich etwas anderes vorgesehen ist. 

(2) Artikel XXIII Absatz 1 Buchstaben b und c des GATT 1994 findet wah rend eines Zeitraums von funf Jahren, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des lnkrafttretens des WTO..Obereinkommens, keine Anwendung auf die Streitbeilegung im Rahmen dieses Obereinkom· 
mens. 

(3) Wahrend des in Absatz 2 genannten Zeitraums untersucht der Rat fur TRIPS den Anwendungsbereich und die Modalitaten fur 
Beschwerden der in Artikel XXIII! Absatz 1 Buchstaben b und c des GATT 1994 vorgesehenen Art, die nach diesem Obereinkommen 
erhoben werden, und legt seine Empfehlungen der Ministerkonferenz zur Billigung vor. Entscheidungen der Ministerkonferenz, diese 
Empfehlungen zu billigen oder den in Absatz 2 genannten Zeitraum zu verlangem, konnen nur durch Konsens getroffen werden, und die 
gebilligten Empfehlungen werden tar aile Mitglieder ohne einen weiteren formlichen Annahmevorgang rechtswirksam. 

Tell IV 

Obergangsregelungen 

Artikel65 

Obergangsregelungen 

(1) Vorbehaltlich der Absatze 2, 3 und 4 ist kein Mitglied verpflichtet, dieses Obereinkommen vor Ablaut einer allgemeinen Frist von 
einem Jahr nach dem Zeitpunkt des lnkrafttretens des WTO..Obereinkommens anzuwenden. 

(2) Ein Entwicklungsland, das Mitglied ist, ist berechtigt, den in Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt der Anwendung der Bestimmungen 
dieses Obereinkommens mit Ausnahme der Artikel 3, 4 und 5 urn eine weitere Frist von vier Jahren zu verschieben. 

(3) Andere Mitglieder, die sich im ProzeB des Obergangs von der Planwirtschaft zur freien Marktwirtschaft befinden und die eine 
Strukturreform ihres Systems des geistigen Eigentums untemehmen und bei der Erarbeitung und Umsetzung von Gesetzen und 
sonstigen Vorschriften Qber das geistige Eigentum auf besondere Problema stoBen, konnen ebenfalls die in Absatz 2 vorgesehene 
Aufschubfrist in Anspruch nehmen. 

(4) Soweit ein Entwicklungsland, das Mitglied ist, durch dieses Obereinkommen verpflichtet wird, den Schutz von Stoffpatenten auf 
Gebiete der Technik auszudehnen, die in seinem Hoheitsgebiet zum Zeitpunkt der allgemeinen Anwendung dieses Obereinkommens 
auf dieses Mitglied nach Absatz 2 nicht schutzfahig waren, kann es die Anwendung der Bestimmungen uber Stoffpatente im Teil II 
Abschnitt 5 auf solche Gebiete der Technik urn eine weitere Frist von tunf Jahren verschieben. 

(5) Ein Mitglied, das eine Obergangsfrist nach Absatz 1, 2, 3 oder 4 in Anspruch nimmt, stellt sicher, daB wah rend dieser Frist 
vorgenommene Anderungen seiner Gesetze, seiner sonstigen Vorschriften und seiner Praxis nicht zu einem geringeren Grad der 
Vereinbarkeit mit diesem Obereinkommen fuhren. 

Artlkel66 

Am wenlgsten entwlckeHe Linder, die Mltglieder sind 

(1) In Anbetracht der besonderen Bedurfnisse und Erfordemisse der am wenigsten entwickelten Lander, die Mitglieder sind, ihrer 
wirtschaftlichen, finanziellen und administrativen Engpasse und ihres Bedarfs an Flexibilitat bei der Schaffung einer tragfahigen 
technologischen Grundlage sind solche Mitglieder wahrend einer Frist von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt der Anwendung nach 
Artikel 65 Absatz 1 nicht verpflichtet, die Bestimmungen dieses Obereinkommens mit Ausnahme der Artikel 3, 4 und 5 anzuwenden. Der 
Rat fOr TRIPS gewahrt auf ordnungsgemaB begrOndeten Antrag eines der am wenigsten entwickelten Lander, das Mitglied ist, 
Verlangerungen dieser Frist. 

(2) Entwickelte Lander, die Mitglieder sind, sehen fUr Untemehmen und lnstitutionen in ihrem Hoheitsgebiet Anreize vor, urn den 
Technologietransfer in die am wenigsten entwickelten Lander, die Mitglieder sind, zu fordem und zu unterstutzen, damit diese in die 
Lage versetzt werden, eine gesunde und tragfahige technologische Grundlage zu schaffen. 

Artlkel67 

Technlsche Zusammenarbeit 

Urn die Umsetzung dieses Obereinkommens zu erleichtem, sehen die entwickelten Lander, die Mitglieder sind, auf Antrag und zu 
gegenseitig vereinbarten Bedingungen technische und finanzielle Zusammenarbeit zugunsten der Entwicklungslander und der am 
wenigsten entwickelten Lander vor, die Mitglieder sind. Oiese Zusammenarbeit schlieBt die UnterstOtzung bei der Erarbeitung von 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften zum Schutz und zur Ourchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums sowie zur VerhOtung 
ihres MiBbrauchs ein und umfaBt auch die Unterstutzung bei der Errichtung und Starkung der fUr diese Angelegenheiten zustandigen 
nationalen Amter und Dienststellen, einschlieBiich der Ausbildung der Mitarbeiter. 
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Tell VII 

lnatltutlonelle Regelungen; SchluBbemerkungen 

Artlke168 

Rat fOr handelsbezogene Aspekte 
der Aechte des gelstlgen Elgentuma 
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Der Rat fOr TRIPS ilberwacht die Wirkungsweise dieses Obereinkornmens und Insbesondere die Erfllllung der hiereus erwachsenden 
Verpflichtungen durch die Mitglieder und bletet den Mitgliedem Gelegenheit zu Konsultationen Ober Angelegenheltan im Zusammen­
hang mit den hanclelsbezogenen Aspekten der Rechte des geistigen Eigentums. Er nimmt die sonstigen Obliegenheltan wahr, die ihm 
von den Mitgliedem Obertragen werden, und bietet insbesondere jade von Ihnen angeforderte Unterstlltzung im Rahmen der 
Streltbeilegung. Der Rat filr TRIPS ist befugt. bei der AusObung seiner Aufgaber• jade Stelle, die er fOr geeignet hilt, zu konsultieren und 
von dort lnfonnationen einzuholen. In Konsultationen mit der WIPO ist der Rat bestrebt, innerhalb eines Jahres nach seinem ersten 
Zusammentreten geeignete Vereinbarungen filr eine Zusammenarbeit mit Gremien der genannten Organisation zu treffen. 

Artlke169 

lnternatlonale Zusammenarbelt 

Die Mitglieder sind sich darin einig, mit dem Zlel zusammenzuarbeiten, den intemationalen Handel mit Waren, die Rechte des 
geistigen Eigentums verletzen, zu beseitigen. Zu diesem Zwack errichten sie Kontaktstellen in ihren Verwaltungen, die sie einander 
notlflzieren, und sind zum Austausch von lnformationen ilber den Handel mit rechtsverletzenden Waren bereillnsbesondere fOrdem sie 
den lnforrnationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den Zollbeh6rden in bezug auf den Handel mit nachgeahmten 
Markenwaren und unerlaubt hergestelltan urheberrechtlich geschlltzten Waren. 

Artlkel70 

Schutz bestehender Gegenstlnde des Schutzes 

(1) Aus diesem Obereinkornmen ergeben sich keine Verpflichtungen in bezug auf Handlungen, die vor dem Zeitpunkt der Anwendung 
dieses Obereinkommens auf das betreffende Mitglied stattfanden. · 

(2) Sofem in diesem Obereinkommen nichts anderes vorgesehen ist, ergeben sich daraus Verpflichtungen in bezug auf simtliche 
Gegenstinde des Schutzes, die zum Zeitpunkt der Anwendung dleses Obereinkommens auf das betreffende Mitglied vorhanden und zu 
diesem Zeitpunkt in diesem Mitglied geschlltzt sind oder die Schutzvoraussetzungen nach MaBgabe dieses Obereinkommens erfOIIen 
oder in der Folge erfllllen werden. Hinsichtllch dieses Absatzes und der Absitze 3 und 4 bestlmmen sich urheberrechtliche Verpfllchtun· 
gen in bezug auf vorhandene Werke ausschlieBiich nach Artikel18 der Bemer Obereinkunft (1971) und Verpflichtungen in bezug auf die 
Rechte der Hersteller von Tontrlgem und der ausObenden Kllnstler an vorhandenen Tontrlgem ausschlieBiich nach Artikel18 der 
Bemer Obereinkunft (1971), wie er durch Artikel14 Absatz 6 dieses Obereinkommens fOr anwendbar erklirt wurde. 

(3) Es besteht keine Verpflichtung, den Schutz eines Gegenstands wiederherzustellen, der zum Zeitpunkt der Anwendung dieses 
O~reinkornmens auf das betreffende Mitglied Gemeingut geworden isl 

(4) In bezug auf Handlungen betreffend bestlmmte, einen geschlltzten Gegenstand enthaltende Gegenstinde, die nach MaBgabe der 
diesem Obereinkommen entsprechenden Rechtsvorschriften rechtsver1etzend werclen und die vor dem Zeitpunkt der Annahme des 
WTQ.Obereinkornmens durch dieses Mitglied begonnen waren oder in bezug auf die eine bedeutende lnvestition vorgenommen worden 
war, kann jades Mitglied eine Begrenzung der dem Rechtsinhaber zustehenden Rechtsbehelfe hinsichtlich der weiteren Vomahme 
soicher Handlungen nach dem Zeitpunkt der Anwendung dieses Obereinkornmens auf das betreffende Mitglied vorsehen. In solchen 
FAllen sehen die Mitglieder jedoch zumindest die Zahlung einer angemessenen VergOtung vor. 

(5) Ein Mitglied ist nicht verpfllchtet, Artikel11 und Artikel 14 Absatz 4 in bezug auf Originals oder Kopien anzuwenden, die vor dem 
Zeitpunkt der Anwendung dieses Obereinkommens auf das betreffende Mitglied gekauft wurden. 

(6) Die Mitglieder sind nlcht verpfllchtet, Artikel 31 oder das Erforclemis in Artikel 27 Absatz 1, wonach Patentrechte ohne 
Diskriminierung aufgrund des Gebiets der Technik ausgeObt werclen k6nnen, auf eine Benutzung ohne die Zustimmung des Rechtsinha· 
bers anzuwenden, wenn die Ermichtigung zu einer solchen Benutzung von der Regierung vor dem Zeitpunkt, zu dem dieses 
Obereinkommen bekannt wurde, erteilt wurde. 

(7) Bel Rechten des geistigen Eigeniums, deren Schutz von d8r Eintragung abhingig ist, dOrfen Antrlge auf Schutz, die zum 
Zeitpunkt der Anwendung dieses Obereinkommens auf das betreffende Mitglied anhingig sind, so geindert warden, daB ein nach 
MaBgabe dleses Obereinkornmens vorg8sehener erweiterter Schutz beansprucht wircl. Solche Anderungen dOrfen keine neuen 
Gegenstlnde elnschlieBen. 

(8) Siehl ein Mitglied zum Zeitpunkt des lnkrafttretens des WTO-Obereinkommens keinen seinen Verpflichtungen nach Artikel 27 
entsprechenden Patentschutz filr pharmazeutische und agrcchemische Erzeugnisse vor, so muB dieses Mitglied 

a) ungeachtet des Teils VI ab dem Zeitpunkt des lnkrafttretens des WTQ.Obereinkommens eine MOglichkeit fOr das Einreichen von 
Anmeldungen von Patenten filr solche Erfindungen vorsehen, 

b) auf diese Anmeldungen vom Zeitpunkt der Anwendung dieses Obereinkommens an die in diesem festgelegten Voraussetzungen filr 
die Patentfihigkeit so anwenden, als WOrden sie am Tag der Anmeldung in diesem Mitglied oder, sofem Prioritit zur Verfllgung steht 
und in Anspruch genommen wircl, am Priorititstag der Anmeldung angewendet, und 

c) Patentschutz nach MaBgabe dieses Obereinkommens ab der Erteilung des Patents und fOr die verbleibende Schutzdauer des 
Patents, gerechnet ab dem Anmeldetag im Sinne des Artikels 33, filr diejenigen Anmeldungen vorsehen, die den unter Buchstabe b 
genannten Schutzvoraussetzungen entsprechen. 

(9) 1st ein Erzeugnis Gegenstand einer Patentanmeldung In einem Mitglied nach Absatz 8 Buchstabe a, so werclen ungeachtet des 
Tells VI ausschlieBiiche Verrnarktungsrechte fOr eine Frist von filnf Jahren nach der Er1angung der Marktzulassung in diesem Mitglied 
oder bis zur Erteilung oder Zurllckweisung eines Stoffpatents in diesem Mitglied gewihrt, wobei die jeweils kllrzere Frist gilt, 
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vorausgesetzt, daB ~ dem lnkrafttreten des WTQ-Obereinkommens in einem anderen Mitglied fUr das betreffende Erzeugnis eine 
Patentanmeldung eingereicht und ein Patent erteilt und die Marktzulassung in diesem anderen Mitglied erlangt wurde. 

Artlkal71 

Oberpriifung und Anderung 

(1) Der Rat fUr TRIPS OberprUft die Umsetzung dieses Obereinkommens nach Ablaut der in Artikel 65 Absatz 2 genannten 
Obergangsfrist. Der Rat OberprUft es unter BerOcksichtigung der bei seiner Umsetzung gesammelten Erfahrungen zwei Jahre nach 
diesem Zeitpunkt und danach in gleichen zeitlichen Abstinden. Der Rat kann OberprOfungen auch in Anbetracht einschlagiger neuer 
Entwicklungen vomehmen, die eine Erganzung oder Anderung dieses Obereinkommens rechtfertigen konnten. 

(2) Anderungen, die lediglich einer Anpassung an ein hOheres Niveau des Schutzes von Rechten des geistigen Eigentums dienen, 
das in anderen mehrseitigen Obereinkunflen erreicht wurde und in Kraft ist und das nach MaBgabe jener Obereinkunfte von allen 
Mitgliedem der WTO angenommen wurde, konnen auf der Grundlage eines im Weg des Konsenses vom Rat fUr TRIPS vorgelegten 
Vorschlags an die Ministerkonferenz fUr ein Tatigwerden nach Artikel X Absatz 6 des wro-Obereinkommens Oberwiesen werden. 

Artlkel 72 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu irgendeiner Bestimmung dieses Obereinkommens kOnnen nicht ohne die Zustimmung der anderen Mitglieder 
angebracht werden. 

Artlkel73 

Ausnahmen zur Wahrung der SlcherheH 

Dieses Obereinkommen ist nicht dahingehend auszulegen, 

a) daB ein Mitglied lnformationen zur Verfugung stellen muB, deren Offenbarung nach seiner Auffassung seinen wesentlichen 
Sicherheitsinteressen zuwidertauft, oder 

b) daB ein Mitglied daran gehindert wird, MaBnahmen zu treffen, die es zum Schutz seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen tor 
notwendig halt 

i) in bezug auf spaltbares Material oder das Material, aus dem dieses gewonnen wird, 

ii) in bezug auf den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsgen1t und auf den Handel mit anderen Waren oder anderem Material, 
der unmittelbar oder mittelbar der Versorgung einer militarischen Einrichtung dient, 

iii) in Kriegszeiten oder bei sonstigen Krisen in intemationalen Beziehungen, 

oder 

c) daB ein Mitglied daran gehindert wird, MaBnahmen in Erfullung seiner Pflichten im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen zur 
Wahrung des Weltfriedens und der intemationalen Sicherheit zu treffen. 

[Ende des Dokuments] 


